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Unmenschliche Asylpolitik 

An den Schweizer Stadträndern trifft 

sich zwangsvereinigt eine 

Internationale der Flüchtlinge. 

Das Ende der Basler Chemie? 

Der Chemiekonzern Clariant will die 

Produktion in Muttenz (BL) weitgehend 

stilllegen.  

Grüner  
Kapitalismus? 
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Editorial  

Der Klimagipfel von Kopenhagen sei ge-

scheitert, hören wir. Gescheitert ist auch der 

Handel mit Verschmutzungsrechten, genannt 

„Emissionshandel“, der seit 2005 den Aus-

stoss von CO2 in der EU senken soll. Den 

umweltschädlichsten Industrien wurden Zer-

tifikate, also das Recht zum Ausstoss einer 

bestimmten Menge Kohlendioxid, geschenkt. 

Bei Nichtausschöpfung dürfen die Unterneh-

men diese Emissionsrechte verkaufen. Nun 

wurden für 2007 circa 8% Emissionsrechte 

zuviel vergeben. Der Preis der Tonne CO2 

tendierte phasenweise gegen null. Länder die 

ihre Quote infolge industrieller Zerrüttung 

nicht nutzten (ehemaliger Ostblock), durften 

ihre Rechte weiterverkaufen und somit die 

Emissionen in anderen Ländern erhöhen hel-

fen – eine neoliberale Perversität. Statt Emis-

sionen zu senken, können Firmen ihren CO2-

Ausstoss auch im Ausland “kompensieren”. 

Also Projekte in südlichen Ländern finanzie-

ren, die neue Emissionen verhindern, welche 

sonst angeblich entstanden wären. Von den 

Firmen, die solche neokolonialen Projekte 

auf ihre formelle Berechtigung hin prüfen, 

wurden mehrere vorübergehend wegen unse-

riöser Geschäftspraxis gesperrt, darunter die 

prestigeträchtige Schweizer Société Générale 

de Surveillance. – Dass die ganze Klimadis-

kussion eigentlich nur die Folge von massivs-

ten Eingriffen der industriellen Zivilisation in 

die natürlichen Kreisläufe ist, davon spricht 

fast niemand. José Manuel Naredo liefert in 

dieser Debatte-Nummer grundlegende Fak-

ten zum Thema. 

Die Redaktion 
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Das Restaurant Molino ist Teil einer Kette 

italienischer Restaurants in der ganzen 

Schweiz. 16 Restaurants gehören der Mo-

lino AG an, die von der Investmentgesell-

schaft Athris Holding AG kontrolliert 

wird, welche wiederum zu Jelmoli gehört. 

Der Präsident des Verwaltungsrates der 

Athris Holding AG ist Georg von Opel, 

eine Erbe der deutschen Auto-Dynastie, 

die 1929 an General Motors verkauft wor-

den ist. Von Opel ist gleichzeitig Mehr-

heitsaktionär bei Jelmoli. 

Im Namen der Entwicklung eines „Italien-

Konzepts“ hat Molino in Fribourg zwi-

schen November 2008 und Dezember 

2009 sukzessive alle ArbeiterInnen entlas-

sen, die nicht italienischer Herkunft sind. 

Resultat: Elf Angestellte wurden aufgrund 

ihrer Herkunft entlassen, zehn davon ka-

men aus Ländern ausserhalb der EU. Sie 

wurden ersetzt durch frisch rekrutierte 

Lohnabhängige aus Italien. Die Entlassun-

gen fanden gestuft statt, einerseits um 

kollektive Reaktionen der ArbeiterInnen 

zu verhindern, andererseits um trotzdem 

ein reibungsloses Funktionieren des Res-

taurants während der Hochsaison zu ge-

währleisten. 

 

Kein Einzelfall 

Molino AG praktiziert diese diskriminie-

rende Personalpolitik in der ganzen 

Schweiz. In der Zeitschrift „Hotel Re-

vue“ (Nr. 50, Dez. 2009) äussert sich der 

CEO von Molino, Alfred Steiner, zur neu-

en Anstellungspolitik äusserst prägnant: 

ĂEs m¿ssen Italiener und Italienerinnen 

sein. Wenn Sie ein italienisches Konzept 

verfolgen, dann muss das durch Personen 

aus diesem Land und aus dieser Kultur auf 

die Beine gestellt werden. Sonst funktio-

niert es nicht – der Kunde merkt dann, 

dass irgend was nicht stimmt.“ Also ent-

lässt man alle MitarbeiterInnen, die die 

Ăfalsche Nationalitªtñ haben. Diese Praxis 

verletzt mehrere juristische Verordnungen 

der Schweiz, angefangen beim Nicht-

Diskriminierungsprinzip (Art. 8 der Bun-

desverfassung) über das Obligationenrecht 

zum Schutz vor missbräuchlicher Kündi-

gung (Art. 336) bis zum Zivilgesetzbuch 

(Art. 27/28), das den Schutz der Persºn-

lichkeit regelt.   

Die ArbeiterInnen haben sich mobilisiert, 

um diese diskriminierenden Praktiken und 

ihre sozialen Konsequenzen zu denunzie-

ren: Selektion (und Spaltung) der Arbeit-

erInnen nach ihrer Nationalität, schwerer 

Angriff auf die Würde der Personen, An-

stieg der Prekarität und der Erwerbslosig-

keit. Sie verlangen, dass die Molino AG 

diese diskriminierende Politik sofort auf-

gibt und die betroffenen Angestellten ent-

schädigt. Angesichts der Empörung, die 

die Bewegung in Fribourg zum Ausdruck 

brachte, hat die Molino nur mit Arroganz 

reagiert. Die Kette gibt zu, prioritär italie-

nische ArbeiterInnen zu rekrutieren, ver-

neint aber, Angestellte aufgrund ihrer Her-

kunft entlassen zu haben.  

 

Der Kampf wird weitergehen! 

Es muss nun darum gehen, die Bewegung 

auszudehnen auf die betroffenen Arbeiter-

Innen in den Molino-Filialen in anderen 

Städten. Ihr Kampf ist wichtig, weil die 

Ex-Angestellten der Molino AG verschie-

dene wichtige soziale, politische und juris-

tische Probleme aufs Tapet bringen wie: 

►  Den schwachen K¿ndigungsschutz in 

der Schweiz. Die Entlassungsschreiben 

der Angestellten enthalten nicht mal 

eine Erklärung zum Grund der Entlas-

sung – was durch die Schweizer Gesetze 

erlaubt ist! 

►  Das Fehlen zwingender Normen gegen 

die „Rassendiskriminierung“: Wie die 

Eidg. Kommission gegen Rassismus 

unterstreicht, verfügt die Schweiz über 

keine kohärenten Instrumente, um ge-

gen Rassendiskriminierung vorzugehen. 

►  Das brutale Regime der helvetischen 

Soft-Apartheid, organisiert und „le-

gitimiert“ durch ruchlose Gesetze gegen 

AusländerInnen, im Speziellen gegen 

jene aussereuropäischer Herkunft 

(Auslªndergesetz, Asylgesetz, Massnah-

men gegen Schwarzarbeit, bilaterale 

Verträge zur „Personenfreizügigkeit“). 

Dies geschieht im Kontext einer Neude-

finition der utilitaristischen und xeno-

phoben Schweizer Migrationspolitik als 

ĂPolitik der zwei Kreiseñ. 

 

Die Angestellten von Molino haben sich 

entschieden, diese Tendenzen zu bekämp-

fen. Sie führen einen Kampf, der gegen 

das profitorientierte Unternehmen gerich-

tet ist und nicht gegen die italienischen 

Kollegen, die sie ersetzen sollen. In die-

sem Sinn sind die ArbeiterInnen von Mo-

lino echte Pioniere. Sie verdienen unsere 

volle Unterstützung. 

BFS 

Die Pizzen der Molino AG 

 

Am 12. Februar organisierten mehrere Angestellte der Pizzeria Molino AG, die auf Grund 

ihrer Herkunft entlassen worden waren, in Fribourg eine Protestaktion. Die wütenden Ex-

Angestellten wurden von verbündeten AktivistInnen, von GewerkschafterInnen und von Bür-

gerInnen Fribourgs unterstützt, die über die Entlassungen geschockt waren. Auch in Bern und 

Zürich organisierte die BFS Aktionen vor Molino-Restaurants. 
Lionel Roche und Guy Zurkinden 
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Am 16. Februar hat Clariant-Chef Kott-

mann an der Zürcher Börse den Abbau 

weiterer 1'000 Arbeitsplätze angekündigt. 

Innerhalb von zehn Jahren wird der Perso-

nalbestand von 31'000 auf 15'000 Be-

schäftigte halbiert sein. 400 Stellen sollen 

am Hauptsitz in Schweizerhalle (Muttenz 

BL) abgebaut werden. Alle Textilbereiche 

werden verlagert (nach Asien und Spani-

en). Weniger als Hundert Produktionsar-

beiter werden am Standort verbleiben. 

 

Die wichtigsten Partner 

Kottmann hat den Ort der Medienkonfe-

renz nicht zufällig gewählt. Trotz allem 

Geschwätz über „Sozialpartnerschaft“ und 

ĂVerantwortung f¿r die Regionñ richten 

solche Konzerne ihre Botschaften zuerst 

einmal an die wichtigsten „Partner“ in der 

internationalen Finanzgemeinde (Aktion-

äre, Investoren, Banken, Rating-

Agenturen). Sie wissen, dass ihnen die 

politischen Behörden zu Fuss liegen und 

die Gewerkschaften den Ereignissen 

hilflos gegenüber stehen. Nach den Perso-

nalversammlungen vom 18. Februar kün-

digte die Gewerkschaft Unia zwar „Kampf

-massnahmen“ an. Sie meint damit eine 

Kundgebung vor dem Werkareal und dem 

Landrat in Liestal am 11. März. Als es in 

der Basler Chemie noch eine gewerk-

schaftliche Verankerung gab, hatte der 

Begriff noch eine andere Bedeutung. 

Um die heutigen Ereignisse zu verstehen, 

muss man die Geschichte kennen. Das 

Programm von CEO Kottmann steht für 

das Ende von dem, was die „Basler Che-

mie“ einmal war. Die Reaktion der Ge-

werkschaft erinnert an den Untergang 

einer stolzen Gewerkschaftstradition. Und 

der Ort des Geschehens sollte ein Viertel-

jahrhundert nach der Brandkatastrophe 

von Schweizerhalle Anlass geben, über 

die „Ökobilanz“ der Chemieindustrie 

nachzudenken. 

 

Von Farben zu Pharma 

Mit Ausnahme von Hoffmann

-LaRoche sind alle Grossun-

ternehmen der Basler Chemie 

aus der Farbenproduktion des 

19. Jahrhunderts entstanden. 

Sie haben sich im 20. Jahr-

hundert in verschiedene Be-

reiche diversifiziert 

(Medikamente, Agrobusiness, 

Vitamine, chemische Zwi-

schenprodukte für verschiede-

ne Industriezweige). Obwohl 

diese Unternehmen ihre Tätig-

keiten früh internationalisiert 

haben, bauten sie nach dem 

Zweiten Weltkrieg auch in der 

Region ihre Werkareale wei-

ter aus. Wichtige Standorte 

waren neben den Stadtwerken 

der Standort Schweizerhalle 

das untere Fricktal (Stein, 

Sisseln), das grenznahe 

Frankreich (Huningue) und 

Deutschland (Grenzach, 

Wehr). Die chemische Indust-

rie war eine Schlüsselbranche 

der wirtschaftlichen Expansion und Mo-

dernisierung des westlichen Kapitalismus 

im Kalten Krieg, und die „Basler Chemie“ 

hatte sich auf meist hoch veredelte Pro-

dukte („Spezialchemikalien“) spezialisiert, 

die überdurchschnittliche Gewinnmargen 

versprachen. 

Die in den 1970er Jahren aufbrechende 

kapitalistische Struktur- und Formkrise 

konnte an der Branche nicht spurlos vor-

beigehen. In den 1990er Jahren war das 

Wirtschaftswachstum vergleichsweise tief, 

aber die Kosten des Gesundheitswesens 

stiegen stark. Ganz im Einklang mit dem 

Erwartungshorizont der Anleger und In-

vestoren begannen die Unternehmen ihre 

SCHWEIZ 

Die neue Katastrophe von Schweizerhalle 

 

Der Chemiekonzern Clariant will die Produktion in Muttenz (BL) weitgehend still-

legen. Die Vorgeschichte dieser neuen Katastrophe von Schweizerhalle zeigt das 

Ende einer langen Industrietradition, den gewerkschaftlichen Niedergang und 

die Notwendigkeit, aus der Basler Chemie etwas anderes zu machen, als sie bis-

her war.  
Peter Streckeisen 

Protestaktion der Clariant-Belegschaft am 11. März 2010. 
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Geschäftsbereiche neu zu ordnen. Als Ciba

-Geigy und Sandoz 1996 fusionierten und 

den Novartis-Konzern bildeten, wollten sie 

nicht nur grösser werden und Marktmacht 

gewinnen. Mindestens so sehr wurde das 

Ziel angestrebt, sich auf das rentabelste 

Geschäft (Pharma) zu konzentrie-

ren und den Rest loszuwerden. 

Sandoz hatte die Industriechemika-

lien 1994 abgestossen und dem neu 

gegründeten Unternehmen Clariant 

übertragen. Ciba-Geigy tat im Zuge 

der Fusion dasselbe und gründete 

die Ciba SC. 1999 stiess Novartis 

auch das Agrobusiness ab und 

führte es mit dem schwedisch-

britischen Konzern AstraZeneca in 

der neuen Firma Syngenta zusam-

men, die heute mit Monsanto 

(USA) den Weltmarkt f¿r Pflan-

zenschutzmittel und Saatgut domi-

niert. 

 

Das Ende der Basler Chemie 

Während die Pharma-Konzerne 

Roche und Novartis heute in der 

Champions League der Börsenlieb-

linge mit enormen Profiten mitspie-

len und auch weiterhin in der Regi-

on Basel Produktionsanlagen be-

treiben und erneuern, weht bei den 

Chemiefirmen ein rauer Wind. Die 

Ciba SC existiert nicht mehr als 

eigenständiges Unternehmen, die 

wichtigsten Einheiten wurden an die 

Huntsman-Gruppe (USA) und BASF (D) 

verkauft. Die von Huntsman betriebene 

Farben-Produktion in Basel, einst der gan-

ze Stolz von Ciba-Geigy, ist von Personal-

abbau betroffen und droht nach Asien ver-

lagert zu werden. Syngenta hat die Produk-

tion in Schweizerhalle 2007 geschlossen. 

BASF kündigte im Sommer 2009 an, in 

der Schweiz 500 von 2'500 Stellen zu 

streichen. Nun steht mit der Ankündigung 

Kottmanns die Produktion in Schweizer-

halle zur Disposition, und auch das Clari-

ant-Werk in Huningue soll geschlossen 

werden. Damit gehört der Begriff „Basler 

Chemie“ endgültig der Vergangenheit an. 

Neben den zwei Pharmakonzernen (und 

der relativ jungen Biotech-Industrie) sind 

nun in der Region Basel Chemieunterneh-

men tätig, die nicht aus der Schweiz kom-

men und/oder die traditionellen Produkti-

onsbereiche, allen voran die Farbenche-

mie, abbauen oder schliessen. Der Clariant

-Konzern, der seit Jahren eine Restruktu-

rierung an die andere reiht, ist eine Mi-

schung aus diesen Trends. Entstanden 

durch Ausgliederung aus der Sandoz hat er 

1997 an Gewicht gewonnen durch ¦ber-

nahme der zweimal grösseren Chemieab-

teilung von Hoechst. Obwohl der Haupt-

sitz von Clariant in der Schweiz liegt (und 

bleiben soll), besteht die Führungsriege um 

Hariolf Kottmann aus Managern, die von 

Hoechst (Frankfurt/Main) kamen. 

 

Streik vor 66 Jahren 

Im Winter 1943/44 streikten die 

Chemiearbeiter in Schweizerhalle. 

Als der Kampf auf die Basler 

Stadtwerke überzugreifen drohte, 

gaben die Industriellen nach und 

zeigten sich bereit, mit der in den 

Kriegsjahren neu gegründeten Ge-

werkschaft über einen Gesamtar-

beitsvertrag zu verhandeln, der im 

Januar 1945 unterzeichnet wurde. 

Es war der erste richtige GAV in 

einer führenden Industriebranche 

der Schweiz. Anders als in der 

Maschinenindustrie, in der 1937 

das „Friedensabkommen“ ge-

schlossen wurden, konnten die 

Chemiearbeiter eine kollektive 

Regelung der Arbeitsbedingungen 

durchsetzen und die Handlungs-

freiheit der Unternehmensführun-

gen tatsächlich einschränken. Zwar 

galt auch mit dem Basler GAV der 

Arbeitsfrieden, aber immerhin wa-

ren Löhne und Arbeitszeiten klar 

geregelt und die gewerkschaftliche 

Präsenz in den Betrieben blieb nicht ohne 

Wirkung auf den Arbeitsalltag. So galt 

dieser Vertrag lange Zeit als „bester GAV 

der Schweiz“. Doch je mehr Wasser den 

Rhein hinunter floss, umso mehr wurde 

diese Aussage zu einem Mythos, der heute 

– wenn überhaupt – mit mehr Verzweif-

lung als Überzeugung hochgehalten wird. 

Denn die Chemieindustriellen blieben nach 

der Niederlage von 1945 nicht untätig. Sie 

verfolgten eine Doppelstrategie, um das 

Heft wieder in die Hand zu nehmen. Zum 

einen spielten sie die ihnen treu ergebenen 

Angestelltenverbände gegen die Gewerk-

Die neue Katastrophe von Schweizerhalle - SCHWEIZ 

«Die in den 1970er Jahren aufbrechende kapitalistische Krise konnte 

an der Basler Chemie nicht spurlos vorbeigehen.» 

«In Basel wurde 1945 der erste 

richtige Gesamtarbeitsvertrag in 

einer führenden Industriebranche 

der Schweiz unterzeichnet.» 

Clariant-Arbeiter in Huningue (FR). „Wir mästen und mästen 
das Schwein - doch wann essen wir es? 
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schaft aus, indem sie deren Mitgliedern 

kleine Privilegien zukommen liessen 

(reduzierte Preise beim Kauf von Produk-

ten des Unternehmens, getrennte Ein-

gangstore für Angestellte und Arbeiter zu 

den Industriearealen, getrennte Kantinen, 

weisse Kittel für Laboranten wie für die 

ĂDoktorenñ im Labor usw.). Zum 

anderen nutzten sie die neuen Ar-

beiterkommissionen (heutige Perso-

nalvertretungen), um die Gewerk-

schaftsverantwortlichen bei der 

Entwicklung betrieblicher Funkti-

ons- und Leistungslohnsysteme, 

welche letztlich die Lohnbestim-

mungen des GAV aushöhlen und 

ersetzen sollten, mit einzubeziehen. 

Gewerkschaftsfunktionäre und Ar-

beiterkommissionspräsidenten wa-

ren bald voll eingespannt in die 

Umsetzung scheinbar „gerechter“ 

Arbeitsplatzbewertungen und setz-

ten die neuen Lohnbestandteile ge-

genüber einer zu Beginn mindestens 

skeptischen Basis durch. In der Zeit 

des starken Wirtschaftswachstums 

expandierte die „Basler Chemie“ 

massiv und die Löhne der Arbeiter 

stiegen stark. Bald schon wohnten 

sie mit ihren Familien nicht mehr in den 

Stadtquartieren in Fabriknähe, sondern in 

Ăbesseren Wohngegendenñ, und kamen 

mit dem Auto zur Arbeit. Unter den Ange-

stellten in den Büros und Labors, die heute 

eine Mehrheit des Personals stellen, haben 

die Gewerkschaften immer noch nicht 

Fuss gefasst, obwohl dies seit den 1960er 

Jahren als wichtiges Ziel deklariert wurde. 

 

Von McKinsey zur Fusion 

Zu Beginn der 1980er Jahre begann der 

Wind zu drehen. Erstmals tauchten Bera-

ter von McKinsey & Co. auf, um überall 

Sparmöglichkeiten aufzuzeigen. Bei den 

GAV-Verhandlungen 1983/84 wollten die 

Industriellen erstmals den Teuerungsaus-

gleich abschaffen. Darauf vermochte die 

Gewerkschaft noch mit einer Demo von 

gegen 10'000 Personen in Basel zu reagie-

ren. Doch zehn Jahre später brachen die 

gewerkschaftlichen Positionen wie ein 

Kartenhaus beim ersten Windstoss zusam-

men. Der Teuerungsgleich wurde abge-

schafft, die Lohnregelungen aus dem 

GAV gestrichen und die Arbeitszeit flexi-

bilisiert (Jahresarbeitszeit). Mit dem Rü-

cken zur Wand führten die Gewerk-

schaftsverantwortlichen im Winter 

1995/96 eine Urabstimmung durch. Ange-

sichts der drohenden Aushöhlung des 

GAV stimmte eine Mehrheit für die Vor-

bereitung von Kampfmassnahmen. Doch 

die Verantwortlichen verzichteten darauf 

mit dem Argument, es hätten sich zu we-

nige Mitglieder an der Abstimmung betei-

ligt. Damit hat die Gewerkschaft (damals 

noch Gewerkschaft Bau & Industrie GBI) 

für einen längeren Zeitraum die letzte 

Möglichkeit verpasst, den Gang der Ereig-

nisse zu beeinflussen. Kurz nach Unter-

zeichnung des nun weitgehend „leeren“ 

GAV wurde im Frühling 1996 die Novar-

tis-Fusion mit dem Abbau von 10'000 

Arbeitsplätzen angekündigt. Dann glieder-

te der neue Konzern die Handwerkerberei-

che und damit einen Grossteil der Ge-

werkschaftsmitglieder einfach aus. 

Die 2004 durch die Fusion von GBI und 

SMUV entstandene grösste Gewerkschaft 

in der Schweiz, Unia, spielt (auch) in der 

Pharma- und Chemiebranche heute nur 

eine Rolle als „kritische Beobachterin“ 

von Managemententscheiden und Verwal-

terin von Mitglieder- und „Solidaritäts-

beiträgen“, welche die Unternehmen als 

Dank dafür zahlen, dass der Anschein 

einer organisierten Personalvertretung 

aufrecht erhalten bleibt. Ihre Handlungsfä-

higkeit liegt nahe am Nullpunkt, wie die 

aktuelle Reaktion auf die Ankündigung 

von Clariant zeigt. Je schwächer die Prä-

senz in den Fabriken, Büros und Labors 

ist, umso mehr versuchen die Gewerk-

schaftsverantwortlichen, die Bedeutung 

ihrer Rolle als aufgeklärte Sozialpartner 

SCHWEIZ - Die neue Katastrophe von Schweizerhalle 

«Die Brandkatastrophe von 1986 war die Spitze eines Eis-

bergs, dessen Ausmasse wir nur erahnen können.» 

«Die Gewerkschaft hat 1996 die 

letzte Möglichkeit verpasst, den 

Gang der Ereignisse zu beein-

flussen.» 

Widerstand der Belegschaft im grenznahen Huningue (F), ebenfalls vom Abbau betroffen. 
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zu demonstrieren. Aber wer kann es ernst 

nehmen, wenn in der Presse der Unia zum 

Beispiel nach der letzten Erneuerung des 

GAV das Bild vom einsamen Gewerk-

schaftshelden Corrado Pardini (Branchen-

leiter Chemie und Pharma bei Unia) ge-

zeichnet wird, der den Konzernen in har-

ten Verhandlungen Konzessionen abge-

rungen hat? Gewerkschaftsarbeit hatte 

früher etwas mit Präsenz im Betrieb und 

kollektiver Organisierung zu tun. Heute ist 

es eine Mischung aus stiller Kooperation 

der „Sozialpartner“ und plumper Propa-

ganda, die von niemandem wirklich ernst 

genommen wird. 

 

Die Brandkatastrophe 1986 

Am 1. November 1986 brach in einer La-

gerhalle von Sandoz im heutigen Clariant-

Areal ein Grossbrand aus. In Basel heulten 

die Sirenen, der Rhein wurde rot und die 

Fischbestände gingen teilweise bis nach 

Rotterdam ein. Mit diesem Ereignis wurde 

Schweizerhalle über Nacht international 

bekannt. Aber es war nur die Spitze eines 

Eisbergs, dessen Ausmasse wir bestenfalls 

erahnen können. Die „Basler Chemie“ hat 

in ihrer 150jährigen Geschichte die Um-

welt stets mit Abfällen belastet. Lange 

Zeit wurde der Rhein als natürlicher Ab-

fallbehälter benutzt und es war nicht aus-

sergewöhnlich, dass sich die Farbe des 

Flusses vorübergehend veränderte. Nach 

dem Zweiten Weltkrieg begannen die 

Unternehmen mit dem Ablagern von Che-

mikalien in Deponien der Region – ein 

Umweltproblem, das seit den Auseinan-

dersetzungen um Bonfol (JU) einer breite-

ren Öffentlichkeit bekannt geworden ist. 

Bis heute verfolgen die verantwortlichen 

(Nachfolge-)Unternehmen eine systemati-

sche Politik des Verschweigens von Prob-

lemen und Informationen, des Verhin-

derns ernsthafter Untersuchungen von 

Böden und (Trink-)Wasser sowie der mi-

nimalistischen Sanierung in den Fällen, in 

denen sie praktisch gezwungen sind, et-

was zu unternehmen. Die jüngsten Ausei-

nandersetzungen um das Trinkwas-

ser aus der Hard und die Sanierun-

gen in Grenzach zeugen ausserdem 

davon, dass die Behörden sich stets 

auf die Seite der Unternehmen stel-

len, wenn nicht massiv politischer 

Druck ausgeübt wird. 

Zahlreiche Produkte der „Basler 

Chemie“ stell(t)en ein Problem für 

Mensch und Umwelt dar. Am be-

kanntesten ist das Insektizid DDT, 

das Geigy während dem Zweiten 

Weltkrieg zu produzieren begann. 

Die meisten westlichen Industrielän-

der haben es ab den 1970er Jahren 

verboten, weil es Krebs auslösen 

kann. Heute tragen Agro-Produkte 

von Syngenta nicht nur zu Umwelt-

verschmutzung bei, sondern auch 

zur Zerstörung traditioneller Formen 

von Landwirtschaft zu Gunsten von agro-

industrieller Grossproduktion und genma-

nipulierter Pflanzen in den Ländern des 

Südens. Millionen von Bauernfamilien 

verlieren ihre Existenzgrundlagen. Ähn-

lich sind die Pharmakonzerne für die Pri-

vatisierung des Gesundheitswesens und 

Verschlechterung der Pflegeeinrichtungen 

mit verantwortlich. Sie Verhindern die 

Herstellung von Medikamenten, die für 

unzählige Menschen lebenswichtig wären. 

Und all die von den Chemieunternehmen 

(mit-)hergestellten Produkte tragen zur 

Vergrösserung der weltweiten Abfallberge 

bei, die zu einem Hauptproblem für die 

Zukunft der Menschheit auf dem Planeten 

geworden sind (vgl. das Interview mit 

J.M. Naredo in dieser Nummer). 

 

Notwendige industrielle Konversion 

Es kann heute bei Clariant – wie etwa in 

der Autoindustrie – nicht darum gehen, 

Arbeitsplätze zum Selbstzweck zu vertei-

digen. Wenn der Staat (Kanton BL) aufge-

fordert wird (etwa durch die Gewerkschaft 

Unia), die Entwicklung eines Industrie-

parks zu unterstützen, dürfen nicht einfach 

Restrukturierungs- und Investitionsent-

scheide privater Unternehmen subventio-

niert werden. Stattdessen ist eine breite 

Diskussion angesagt, was und wie in 

Schweizerhalle produziert werden soll, 

sowie eine ernsthafte Auseinandersetzung 

mit der Öko-Bilanz der „Basler Chemie“. 

Zum Beispiel müssten die verschmutzten 

Böden auf dem Areal saniert werden, be-

vor es in einen „Industriepark“ umgewan-

delt wird. Die Forderung nach einer Ar-

beitsplatzgarantie für alle Beschäftigten ist 

gerechtfertigt, wenn sie nicht nur dazu 

führt, durch den Konzern verursachte sozi-

ale und menschliche „Kosten“ auf den 

Staat abzuwälzen, sondern mit einer Dis-

kussion über Strategien der industriellen 

Konversion verbunden wird. Das kann 

nicht ohne gesellschaftliche Aneignung 

von Produktionsanlagen und Industrieare-

al gedacht werden. Für die Gewerk-

schaftspolitik müsste dies heissen, über 

folgendes Szenario mindestens zu disku-

tieren: Die von Clariant aufgegebenen 

Fabriken werden besetzt und weiter betrie-

ben, um in Diskussion mit einer breiten 

Öffentlichkeit Konzepte einer alternativen 

Industriepolitik zu entwickeln, die den 

ökologischen und gesellschaftlichen Prob-

lemen der Branche Rechnung trägt. 

Die neue Katastrophe von Schweizerhalle - SCHWEIZ 

«Angesagt ist eine breite Diskussion darüber, was und wie in 

Schweizerhalle produziert werden soll.» 

Clariant-Konzernchef Hariolf Kottmann. 
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Adliswil, Kanton Zürich: Die Wohncon-

tainer der Notunterkunft liegen direkt an 

der Sihl, doch idyllisch ist die Szenerie 

nicht. Die Container sind grau und um-

zäunt, und die Luft atmet die Eintönigkeit 

des Alltags der BewohnerInnen. Wer hier 

lebt, bekommt nichts weiter als sechsmal 

8.50 Franken an Migros-Gutscheinen pro 

Woche. Erwerbsarbeit darf keine verrich-

tet werden. Selbst eine medizinische Ver-

sorgung ist nur in Notfällen vorgesehen. 

Es gibt einzig eine kollektive Versiche-

rung für die Notfallversorgung.  Der Re-

gierungsrat begründet dies unter anderem 

damit, dass „mit dem allgemeinen Ab-

schluss einer Krankenversicherung zumin-

dest indirekt auch der unerwünschte An-

schein der Duldung der Anwesenheit her-

vorgerufen werden“ kºnnte.1 

Details in der Umsetzung des Nothilfere-

gimes verschärfen die Situation noch. Die 

Migros-Gutscheine müssen jeden Wo-

chentag am Morgen bezogen werden. Wer 

nicht zur vorgesehenen Zeit erscheint, 

erhält keinen Gutschein. So werden die 

Nothilfeabhängigen an ihre Unterkunft 

gebunden. Zumindest in den von der pri-

vaten „Asylbetreuungsfirma“ ORS Ser-

vice AG geführten Unterkünften muss das 

Personal jederzeit Zutritt zu den Zimmern 

haben, wo wegen der hohen Belegung 

ohnehin schon kaum Privatsphäre exis-

tiert. Die Nothilfeunterkünfte sind keine 

Gefängnisse. Doch solchermassen einge-

schränkt leben die Bewohner in einer 

Scheinfreiheit mit unsichtbaren Gefäng-

nismauern, die ein befriedigendes Leben 

zur schieren Unmöglichkeit werden las-

sen. Zudem kann sie jederzeit durch schär-

fere Zwangsmassnahmen beendet werden. 

Die Folge der behördlich verordneten Ar-

mut und Perspektivlosigkeit sind häufig 

psychische Probleme und Streitigkeiten: 

„Es gibt viele Konflikte unter den Bewoh-

nern hier“, erzªhlt ein Bewohner der Not-

unterkunft. „Die Leute sind traumatisiert, 

sie haben Stress.“ Streitigkeiten kºnnen 

sich an Kleinigkeiten wie der Kontrolle 

über das Fernsehprogramm entzünden und 

werden ab und zu auch gewalttätig. Das 

Leben in der Nothilfe sei 

„sehr hart“: „Manchmal 

merke ich, dass ich nicht 

mehr in der Realität lebe. 

Ich bin zerstreut, vergesse 

alles und schlafe schlecht. 

Ohne Jogging wäre ich 

längst traumatisiert.“ Ein 

anderer Bewohner spricht 

davon, dass viele Psycho-

pharmaka nehmen, die 

ihnen verschrieben worden 

seien.  

 

Dynamisierung 

Dabei ist der ständige Auf-

enthalt in einer Notunter-

kunft das Höchstmass an 

Freiheit, das abgewiesene 

Asylsuchende in der 

Schweiz erwarten können.2 

Und das Nothilfezentrum 

Adliswil ist im Vergleich zu 

den Zivilschutzbunkern in 

Uster und Urdorf die Nobe-

ladresse unter den Unter-

künften. Die erste zusätzli-

che Repressionsstufe ist die „Dyna-

misierung“, eine Spezialität des Kantons 

Zürich: Zum Teil jahrelang müssen einige 

der Abgewiesenen jede Woche in eine 

andere Notunterkunft umziehen. Das Mig-

rationsamt besteht mittlerweile auf der 

Umschreibung „Rotationsprinzip“. An der 

Praxis hat sich jedoch nichts geändert. Die 

weiteren Stufen führen in ein richtiges 

Gefängnis. Bis zu einem Jahr Haft gibt es 

für den Strafbestand des illegalen Aufent-

halts.3 Die Ausschaffungshaft, die letzte 

Stufe, kann bis zu achtzehn Monate dau-

SCHWEIZ 

Das Nothilferegime muss weg! 

 

An den Schweizer Stadträndern trifft sich zwangsvereinigt eine Internationale der 

Flüchtlinge. Dort stehen die Notunterkünfte für abgewiesene Asylsuchende. Deren 

Leben ist geprägt von Perspektivlosigkeit und Angst vor weiterer Repression. Wi-

derstand dagegen ist schwierig, aber wir arbeiten daran. 
Michael Schmitz* 

Die Autonome Schule Zürich ist auch ein Ort des Widerstands gegen die schweizerische Asylpolitik.  
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ern.4 Sie muss im speziell daf¿r geschaffe-

nen Flughafengefängnis abgesessen wer-

den. 

Die Behörden verfügen also zur Vertrei-

bung der unerwünschten Einwanderer-

Innen über ein gut ausgestattetes Arsenal 

an Repressionen. Dennoch leben Tausende 

von abgewiesenen Asylsuchenden behörd-

lich registriert in den Nothilfestrukturen, 

ohne dass sie mit Regelmässigkeit eine der 

beschriebenen Zwangsmassnahmen treffen 

würde. Dies hat vor allem zwei Gründe. 

Zum einen ist die Gefängnis- und Dynami-

sierungskapazität beschränkt. Gesamthaft 

leben 100'000 bis 300'000 Menschen ohne 

geregelten Aufenthalt in der Schweiz, circa 

30'000 von ihnen im Kanton Z¿rich. Die 

grosse Mehrzahl von ihnen hat nie ein 

Asylgesuch gestellt, ist untergetaucht und 

arbeitet in Billigstjobs. Sie alle konsequent 

zu bestrafen würde einen ungeheuerlichen 

infrastrukturellen und finanziellen Auf-

wand bedeuten. Auch mit der gegenwärti-

gen Praxis sind über 50% aller Untersu-

chungshäftlinge in der Schweiz Menschen 

ohne Aufenthaltsrecht.5 Es ist davon aus-

zugehen, dass die meisten von ihnen allei-

ne wegen ihres Status inhaftiert werden. 

Die vollständige Durchsetzung des Geset-

zes wäre abgesehen davon bei unzähligen 

Bauern, Bauunternehmern oder Hausei-

gentümern kaum erwünscht, denn so wür-

den sie ihre billigen, schutzlosen Arbeits-

kräfte verlieren. 

Zum anderen kann in einige Herkunftslän-

der gar nicht oder nur sehr schwer ausge-

schafft werden, im Falle von Guinea etwa, 

weil die Regierung momentan nicht mit 

den Schweizer Behörden kooperiert. Viele 

Länder weigern sich auch, zwangsmässig 

ausgeschaffte Staatsangehörige aufzuneh-

men. Eine Ausschaffung per Sonderflug 

und mit grosszügiger Polizeibegleitung ist 

teuer und wird nur durchgeführt, wenn 

eine hohe Erfolgschance besteht. Dies er-

klärt die Mobbing-Taktik der Behörden: 

Die Flüchtlingen sollen „freiwillig“ ausrei-

sen. Andere haben ein hängiges Härtefall-

gesuch und können deshalb nicht ausge-

schafft werden. Das Gesuch schützt sie 

allerdings nicht vor einer Haftstrafe wegen 

illegalen Aufenthalts. 

Die Nichtdurchsetzbarkeit des Gesetzes ist 

alles andere als ein Grund zur Freude für 

die Betroffenen. Indem sie einen grossen 

Ermessensspielraum eröffnet, trägt sie viel 

zur ständigen Bedrohungssituation bei. Die 

Behörden scheinen relativ unvorhersehbar 

ihre „Gefängnis-Gutscheine“ zu verbrau-

chen, die ihnen zur Erzwingung der Aus-

reise zu Verfügung stehen. Klar treffen die 

Zwangsmassnahmen im Generellen am 

ehesten junge, unverheiratete Männer, bei 

denen eine realistische Ausreisechance 

besteht. Aber wie dies beurteilt wird, ist 

nicht transparent. Es gibt keine klaren Kri-

terien. Und bekannte Kriterien verändern 

sich immer wieder, etwa die Bedingungen 

für einen Härtefall und natürlich auch die 

Lage in und die Beziehungen der Schweiz 

zu den Herkunftsländern. Zudem lassen 

sich die Behörden immer wieder neue Tak-

tiken einfallen, etwa die Zusammenarbeit 

mit Zivilstandsämtern bei Heiratsversu-

chen von Sans-Papiers oder auch hastige 

Ausschaffungen, bei denen zum Teil 

schweizerisches Recht gebrochen wird. 

Die illegalisierten MigrantInnen leben in 

einem Zustand äusserst prekärer Duldung, 

ohne jeglichen Rechtsanspruch auf Legali-

sierung. Eine Duldung, die jederzeit und 

unvorhersehbar durch eine Zwangsmass-

nahme beendet werden kann. Und oft wis-

sen sie nicht genau Bescheid über ihre 

Lage. Denn in diesem Dschungel ist die 

Orientierung schwierig. 

 

Widerstand ist schwierig 

Unter diesen Umständen erstaunt es nicht, 

dass die Organisation von Widerstand ge-

Das Nothilferegime muss weg! - SCHWEIZ 

Demonstration am 3. Januar 2009 anlässlich der über zwei Wochen langen Besetzung 
der Predigerkirche in Zürich. 

«Die illegalisierten MigrantInnen leben in einem Zustand äusserst prekärer 

Duldung ohne jeglichen Rechtsanspruch auf Legalisierung .» 

«Gesamthaft leben 100'000 bis 

300'000 Menschen ohne geregel-

ten Aufenthalt in der Schweiz, 

circa 30'000 von ihnen im Kanton 

Zürich.» 
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gen diese Politik sehr schwierig ist. Die 

Angst, sich zu exponieren, ist allgegen-

wärtig. Zudem macht sich angesichts der 

Perspektivlosigkeit des Lebens oft Apathie 

breit. Der Glaube an den politischen 

Kampf im Kollektiv ist klein. Viele hof-

fen, individuell doch noch irgendwie zu 

einer Bewilligung zu kommen, sei es 

durch Heirat oder durch ein Härtefallge-

such. Doch schon bald soll den illegali-

sierten MigrantInnen die Eheschliessung 

verboten werden. Und die Härtefallrege-

lung droht nach einem äusserst restrikti-

ven Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

vollends zur Farce zu werden.6 Es gibt 

also eigentlich keine Alternative zum kol-

lektiven politischen Kampf. Eine kollekti-

ve Regularisierung wäre dabei eine prag-

matische Vorstufe zu einem allgemeinen 

Recht auf Migration.7 

Dass viele ihre Hoffnungen auf ein Härte-

fallgesuch setzen, hat auch mit der be-

hördlichen Taktik zu tun, individuelle 

Lösungswege vorzuschlagen oder besser: 

vorzugaukeln, eine Taktik, die aus den 

industriellen Beziehungen wohl bekannt 

ist. Im Anschluss an die Besetzung der 

Zürcher Predigerkirche 2008/2009 wurde 

als „Konzession“ eine Härtefallkommissi-

on geschaffen, und Asylsuchende, die 

bereits ein Gesuch gestellt hatten, durften 

ein weiteres einreichen.  Damit förderten 

die Behörden die ohnehin schon vorhan-

denen Desolidarisierungstendenzen unter 

den Nothilfabhängigen.  Auch bei Aktivist- 

Innen macht sich Angst breit, das hängige 

Gesuch durch konfrontatives Auftreten zu 

gefährden. 

 

Die Bewegung steht am Anfang 

Alles hoffnungslos also, zumal von den 

politischen Parteien für eine Gruppe von 

Menschen, die nicht wählen kann, wenig 

Engagement zu erwarten ist? Nein. Denn 

die Bewegung ist erst in ihren Anfängen. 

Nach den Kirchenbesetzungen der letzten 

Jahre geht es nun um den Aufbau von 

Strukturen und die Konsolidierung der 

Bewegung. Und dies heisst vorerst einmal, 

Orte für den politischen Austausch zu 

schaffen und aufrechtzuerhalten. In Zürich 

wird dies an zwei Orten versucht. Das 

Flüchtlingscafé betreibt einen Mittagstisch 

und eine Tauschbörse für Migros-

Gutscheine. Der Verein „Bildung für Al-

le“ baut in der Autonomen Schule Zürich 

ein eigentliches Kulturzentrum auf, mit 

Deutschkursen, Mittagstisch, Kino und 

vielem mehr. Dies geschieht alles in 

Selbstverwaltung und unter massgeblicher 

Beteiligung der MigrantInnen an der Füh-

rung der Schule. Die Rolle der Unterstüt-

zerInnen besteht dabei vor allem darin, 

Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen, 

Ängste abzubauen und die Ressourcen zu 

nutzen, die ihnen aufgrund ihrer Integrati-

on oder ihrer Stellung in der Gesellschaft 

zu Verfügung stehen. Eines ist klar: Man 

muss und wird von uns hören. 
 

____________ 

* Michael Schmitz ist Aktivist im Zürcher 

Bleiberecht-Kollektiv und engagiert sich im 

Verein „Bildung für alle“.  

1 Regierungsrat des Kantons Zürich, Verord-

nung über die Gewährung von Nothilfe an 

Personen ohne Aufenthaltsrecht 

(Nothilfeverordnung), 24.10.2007, §5. 

2 Ausgenommen die Ausnahmefälle, die auch 

nach der Ablehnung ihres Gesuchs in den 

regulären Asylstrukturen  einer Gemeinde 

bleiben können, weil sich diese zur Übernah-

me der Kosten bereit erklärt hat. Diese Abge-

wiesenen erhalten weiterhin den Sozialhilfean-

satz für Asylsuchende, der mit drei- bis vier-

hundert Franken allerdings auch nicht hoch 

ist. 

3 Bundesgesetz über die Ausländerinnen und 

Ausländer (AuG) vom 16.12.2005 (Stand 

1.1.2010), Art. 115, Abs. 1. 

4 AuG, Art. 76, Abs. 3. 

5 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/

themen/19/03/05/key/untersuchungshaft.html 

6 „Eine langdauernde Anwesenheit und eine 

gute Integration sowie ein klagloses Verhalten 

begründen für sich allein betrachtet keinen 

persönlichen Härtefall. Ebenso wenig genügt 

es für die Annahme eines persönlichen Härte-

falles, wenn die während des Aufenthaltes in 

der Schweiz geknüpften beruflichen, freund-

schaftlichen und nachbarschaftlichen Bezie-

hungen aufgegeben werden müssen (BGE 130 

II 39 E. 3 mit Hinweisen). (BVG-Urteil vom 

3.9.2006, C-6883/2007) 

7 Dass auch diese pragmatische Vorstufe ge-

genwärtig kaum als Lösungsansatz im politi-

schen Diskurs präsent ist, zeigt, wie schwierig 

die Lage ist und wie viel Arbeit vor uns liegt. 

Hans Hollenstein, Vorsteher der Sicherheitsdirektion des Kanton Zürich seit 2007. 

«Die Behörden verfügen zur Ver-

treibung der unerwünschten Ein-

wandererInnen über ein gut aus-

gestattetes Arsenal an  

Repressionen» 

SCHWEIZ - Das Nothilferegime muss weg! 
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Eine Tabelle des Bundesamtes für Statis-

tik zeigt: Väter von kleinen Kindern arbei-

ten 73 Stunden pro Woche, Frauen 71 

Stunden. Haben wir also die Gleichstel-

lung endlich erreicht? Zunächst einmal 

gilt festzuhalten, dass die gearbeiteten 

Stunden nicht für beide Geschlechter die 

gleichen sind. Männer leisten 41 Stunden 

bezahlte Arbeit, Frauen nur 12 Stunden 

pro Woche. Die vielen bezahlten Arbeits-

stunden von Männern bedeuten ein ent-

sprechendes Einkommen, während die 

meiste Arbeitszeit von Frauen nicht ent-

löhnt wird und sich davon auch keine so-

zialen Ansprüche herleiten lassen. 

 

Zwölf Stunden pro Woche? 

Dann ist zu berücksichtigen, dass die ge-

nannten Zahlen Durchschnittswerte sind. 

Für Männer stellt sich damit kein Prob-

lem, denn diese arbeiten fast alle Vollzeit: 

Nur 5% arbeiten leicht reduziert in Teil-

zeit, auch wenn ein Kind unter 6 Jahren da 

ist. Für Frauen ist die Lage komplizierter. 

Zwölf Stunden sind ein Durchschnitt zwi-

schen jenen, die sich entscheiden, die Er-

werbsarbeit aufzugeben (teils unter dem 

Druck der Arbeitgeber) – das sind circa 

35% der M¿tter von Kindern unter 6 Jah-

ren – und jenen Frauen, die erwerbstätig 

bleiben. Unter den erwerbstätigen Frauen 

ist der Anteil derjenigen mit hohem Teil-

zeitpensum (zwischen 50% und 89%) 

stark angestiegen und liegt derzeit bei 

ungefähr 22% für Mütter von Kindern 

unter 6 Jahren. 

Neben ihrer Vollzeitanstellung leisten 

Väter von kleinen Kindern durchschnitt-

lich 32 Stunden Haus- und Erziehungsar-

beit, das sind 7,2 Stunden mehr als noch 

1997. Das heisst aber noch nicht, dass die 

Männer die Helden der Haus- und Erzie-

hungsarbeit wären: Die Zunahme ihrer 

Beteiligung an diesen Aufgaben ist zwar 

signifikant und in absoluten Zahlen sind es 

die Männer mit kleinen Kindern, die am 

meisten Haus- und Erziehungsarbeit leis-

ten. Jedoch fällt auf, dass “der Zeitauf-

wand der Männer, ausgedrückt in Prozent 

des Aufwands der Frauen in vergleichba-

rer Familiensituation, im Verhältnis klei-

ner ist als in Paarhaushalten ohne Kinder. 

Dies kann als Hinweis einer verstärkten 

Rollenteilung in Paarhaushalten mit Kin-

dern interpretiert werden. Diese verstärkt 

sich mit zunehmenden Alter und grösserer 

Anzahl der Kinder.”2 Gleichberechtigung 

ist also noch lange nicht erreicht: Sobald 

Kinder da sind, verstärkt sich faktisch die 

traditionelle Rollenteilung. 

 

1997-2007: Keine Revolution 

Was sich in diesem Jahrzehnt am deut-

lichsten geändert hat, ist die Anzahl der 

erwerbstätigen Mütter. Interessant ist, dass 

sich der Aufwand für Haus- und Familien-

arbeit für Frauen nicht proportional redu-

ziert im Verhältnis zum Anstellungsgrad, 

sondern sich im Gegenteil leicht erhöht! 

Insgesamt leisten Frauen 59 Stunden Haus

- und Erziehungsarbeit pro Woche. Voll-

zeit erwerbstätige Frauen in Paarhaushal-

ten arbeiten nur 11 bis 14 Stunden weni-

ger zu Hause als Frauen, die nicht er-

werbstätig sind! “Rund acht von zehn 

Frauen, die in Paarhaushalten mit Kindern 

unter 15 Jahren leben, tragen die Haupt-

verantwortung der Hausarbeit alleine.”3 

Die verfügbare Zeit für Familien genügt 

schlicht nicht. Damit Erwerbs- und Fami-

lienarbeit gerecht verteilt und die Gesamt-

belastung der Eltern mit über 70 Stunden 

pro Woche reduziert werden kann, sollte 

in absehbarer Zeit eine drastische Arbeits-

zeitverkürzung eingeführt werden. 
_______________ 

1 Marie-Claude Martin: "La double journée de 

travail des femmes? Un mythe!" Le Matin Di-

manche, 20.9.2009 

2 Bundesamt für Statistik, Veränderungen 

beim Zeitaufwand für Haus- und Familienar-

beit: 1997-2007, Neuenburg 2009. 

3 Bundesamt für Statistik, Auf dem Weg zur 

Gleichstellung von Frau und Mann, Neuen-

burg 2008. 

FEMINISMUS 

Das Ende der Doppelbelastung? 

 

Die Westschweizer Sonntagspresse weiss es mal wieder ganz genau: 

Die angebliche Doppelbelastung der Frauen mit Erwerbs- und Hausar-

beit sei ein Mythos, allenfalls eine schlechte Erinnerung.1 
Michela Bovolenta 
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Am 12. Januar 2010 traf ein Erdbeben mit 

noch nie da gewesener Stärke unser Land, 

mit verheerenden Konsequenzen für die 

Menschen im Westen und Südosten und 

auch für das Land allgemein. Trotz unse-

res Schmerzes ist es wichtig, dass wir alle 

innehalten und reflektieren über das, was 

geschehen ist, um daraus Lehren zu zie-

hen. Auch als Anleitung für das unermüd-

lichen Engagement zum Aufbau eines 

anderen Landes. Eines, das fähig ist, Ab-

hängigkeit und Destruktion zu überwinden 

und zu einer neuen Dimension der Eman-

zipation zu gelangen. 

Das Ausmass der Katastrophe hängt si-

cherlich mit der kolonialen und neokoloni-

alen Struktur zusammen, welche unserem 

Land aufgebürdet wurde, und mit der uns 

aufgezwungenen neoliberalen 

Politik der letzten drei Jahr-

zehnte. Die extreme Zentrali-

sierung um die “Republik 

Port-au-Prince”, welche nach 

der US-Besetzung von 1915-

1934 durchgesetzt wurde, ist 

ein ausschlaggebender Fak-

tor. Besonders die Liberali-

sierung des Immobilienmark-

tes hat Platz geschaffen für 

wilde Spekulation seitens 

aller möglichen Opportunis-

ten.  

Wir waren tief bewegt von 

der ausserordentlichen Soli-

darität der Grossstadtgebiete, welche in 

den ersten drei Tagen nach der Katastro-

phe mit selbst organisierter Hilfe reagier-

ten und so Tausende Menschen aus den 

Trümmern retteten und 450 Flüchtlingsla-

ger aufbauten. 

Dadurch konnten 1.5 

Millionen Menschen 

mit Ressourcen (Nahr-

ung, Wasser und Klei-

der) versorgt werden 

und überleben. Wir 

ehren und respektieren 

die Menschen von Port

-au-Prince! Diese 

spontanen Elemente 

der Solidarität sollten 

nun eine zentrale Rolle 

im Wiederaufbau und 

der Neukonzipierung 

unseres Landes spie-

len. Zur Festlegung 

neuer gemeinsamer 

Strategien, haben wir 

folgende Richtlinien 

angenommen: 

► Wir wollen die Er-

rungenschaften der 

Volks- und Sozialbe-

wegungen in Haiti verteidigen helfen, 

welche in dieser neuen Situation unter 

Druck geraten. 

► Wir wollen auf die unmittelbaren Nöte 

der Menschen antworten durch den 

Aufbau von Gemeinschaftszentren, 

welche die notwendigen Mittel haben 

um folgende Bedürfnisse abzudecken: 

Nahrung, erste Hilfe, medizinische und 

psychologische Betreuung für Men-

schen, die durch das Erdbeben trauma-

tisiert sind. 

INTERNATIONAL 

Perspektiven nach der Katastrophe in Haiti 

 

ăWir bedauern das Volk von Haiti nicht, wir bewundern esò: Diese Aussage 

von Venezuela-Präsident Hugo Chavez trifft Kernanliegen haitianischer Ba-

sisorganisationen, die sich Ende Januar in dem Brief äusserten. Der hier ab-

gedruckte Text ist voller Länge im Internet* einsehbar. 
Sony Esteus 

Geschichtliche Daten 

Haiti wurde 1804 nach einem Sklavenaufstand 

unabhängig. Die Kompensationszahlungen an die 

Kolonialmacht Frankreich betrugen 150 Millionen 

französische Francs, was heute der Summe von 21 

Milliarden Dollar entspricht. Haiti leistete diese 

Reparationszahlungen bis ins frühe 20. Jh. ab. Von 

1915 bis 1934 wurde Haiti von den USA besetzt 

gehalten. 1957 bis 1986 unterstützten die USA 

zwei brutale Diktaturen in Haiti. Im Jahre 1991 

und 2004 waren die USA sowie unter anderem 

der französische Geheimdienst an zwei Putschakti-

onen gegen den gewählten Präsidenten Jean-

Bertrand Aristide beteiligt. 

«Die spontanen Elemente der 

Solidarität sollten nun eine 

zentrale Rolle im Wiederauf-

bau und der Neukonzipierung 

unseres Landes spielen.» 
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► Wir wollen die Präsenz der internatio-

nalen Medien in unserem Land nutzen, 

um ein anderes Bild zu vermitteln als 

dasjenige, das von den imperialistischen 

Mächten verbreitet wird. 

► Wir wollen neue Ansätze zur Überwin-

dung der Automatisierung und Zersplit-

terung schaffen, die eine grosse Schwä-

che unserer Organisationen sind. 

Die Anstrengungen zur Soforthilfe, die wir 

erleben, besitzen einen neuen Charakter 

und wir sprechen uns dafür aus, die traditi-

onellen Praktiken im Bereich der humani-

tären Hilfe aufzukündigen. Denn diese 

Praktiken respektieren die Würde der Op-

fer nicht und führen zu einer verstärkten 

Abhängigkeit. Wir treten für eine humani-

täre Hilfe ein, die unserer Realität ange-

messen ist, die unsere Kultur und Umwelt 

achtet. Die humanitäre Hilfe darf sich nicht 

gegen die Formen der wirtschaftlichen 

Solidarität richten, die im Laufe der Jahr-

zehnte von den Basisorganisationen aufge-

baut wurden. 

Wir bekunden auch unsere Wertschätzung 

gegenüber der aussergewöhnlichen Gross-

zügigkeit, welche von der Welt ausgeht. 

Wir glauben, dass heute der Moment ge-

kommen ist, einen neuen Weg einzuschla-

gen. Einen Weg, der es uns ermöglicht, 

einen authentischen und solidarischen 

Staat zu werden, frei von Bevormundung, 

Mitleid oder Minderwertigkeit. Wir sollten 

daran arbeiten, den Geist der Solidarität 

aufrecht zu erhalten, entgegen dem mo-

mentanen Trend und Medienhype. Die 

Antwort auf die Krise hat bewiesen, dass 

die Menschen in gewissen Situationen 

Sensationsgier und Vorurteile überwinden 

können. Massive humanitäre Hilfe ist heu-

te angesichts der Breite der Katastrophe 

unerlässlich. Allerdings sollte sie im Hin-

blick auf den Wiederaufbau anders einge-

setzt werden. Die Paradigmen der her-

kömmlichen internationalen Hilfe müssen 

durchbrochen werden. Wir wünschen uns 

eine enge Zusammenarbeit internationaler 

Gruppen mit unseren Organisationen. Dies 

ist unerlässlich im Kampf um eine Agrar-

reform, eine integrierte 

städtischen Bodenre-

form, die Aufforstung, 

den Aufbau eines mo-

dernen, dezentralisierten 

Bildungs- und Gesund-

heitssystems und für den 

Kampf gegen Analpha-

betismus. Auch müssen 

wir unserer Wut und 

Empörung Ausdruck 

geben über die Ausnut-

zung der Situation auf 

Haiti: Wir sind konfron-

tiert mit der Invasion 

durch 20'000 US-

Soldaten. Wir verurteilen 

die drohende militäri-

sche Besetzung durch 

US-Truppen, denn es 

wäre die dritte in unserer 

Geschichte. Dieses Vor-

gehen der USA ist offensichtlich Teil der 

Strategie der Remilitarisierung des karibi-

schen Beckens, als imperialistische Ant-

wort auf die wachsende Rebellion unseres 

Volkes gegen die neoliberale Globalisie-

rung. Der Vormarsch der US-Armee ge-

schieht auch im Rahmen der präventiven 

Kriegsführung, um eine mögliche soziale 

Explosion unserer Bevölkerung zu verhin-

dern, die mit drastischer Armut und Ver-

zweiflung konfrontiert ist. Die Besetzung 

des Internationalen Flughafens „Toussaint 

Louverture” und anderer Teile der nationa-

len Infrastruktur durch die USA verhindert 

teilweise, dass das haitianische Volk über 

Hilfsgüter der Staaten der Karibischen 

Gemeinschaft CARICOM, von Venezuela 

und einiger europäischer Länder verfügen 

kann. Wir verurteilen dieses Verhalten der 

USA und verweigern jegliche Unterstüt-

zung ihres Vorhabens, unser Land in eine 

Militärbasis zu verwandeln. Als Leitungs-

gremien der Organisationen und Plattfor-

men, welche diesen Prozess in Gang ge-

setzt haben, dokumentieren wir diese erste 

Analyse der Situation, um sie euch zu-

gänglich zu machen. Wir sind sicher, und 

ihr habt bereits Wort gehalten, dass ihr 

unsere Arbeit weiter unterstützen werdet - 

unseren Kampf für den Wiederaufbau ei-

ner Alternative zu dieser schrecklichen 

Katastrophe und für die Freiheit. 
____________ 

* http://alainet.org/active/35875 

Perspektiven nach der Katastrophe in Haiti - INTERNATIONAL 

Der US-Flugzeugträger “USS Carl Vinson” wird vor der Küste 
von Haiti erwartet. 

Haitis Elite 

Die Washington Post berichtete am 

18. Januar 2010 von einem Vorort 

von Port-au-Prince. In einer „Gated 

Community” lebt die Elite von Haiti, 

vom Chaos durch Stacheldraht ge-

schützt. Sie hat das Beben gut über-

standen. Nur ein paar wenige Häuser 

wurden zerstört. So ist auch die Aus-

sage des Besitzers eines grossen Ge-

schäfts zu verstehen: „Wir haben alles 

aufgeräumt hier. Wir sind bereit zum 

Öffnen. Wir brauchen nur etwas Si-

cherheit. Also schickt die Marines her, 

OK?” Die Zeitung stellt fest, dass eine 

fast „feudale“ Trennung zwischen Arm 

und Reich herrscht. 

«Wir verurteilen die drohende militärische Besetzung durch US-

Truppen, denn es wäre die dritte in unserer Geschichte.» 



Debatte  Frühling 2010 / Nummer 12 14 

 

In einem Artikel von 19962 stellst du die 

Wirtschaftswissenschaften grundsätzlich in 

Frage... 

 

Die Wirtschaftswissenschaften vertreten 

eine verengte Sicht des Umgangs mit na-

türlichen Ressourcen. Es wird alles auf 

eine einzige Dimension reduziert, auf 

Geld. Dabei werden nur die Beschaffungs-

kosten von Gütern berücksichtigt, nicht 

die Kosten zur Wiederherstellung der na-

türlichen Ressourcen oder der Böden, die 

verbraucht werden. Schon aus diesem 

Grund ist das System verurteilt zur de-

struktiven Vernutzung der Rohstoffe in 

der Erdoberfläche, der Minerale, der Bö-

den, der Bodenfruchtbarkeit. 

Hinzu kommt das Problem, dass in der 

wirtschaftlichen Rechnung der Wert über-

proportional zunimmt, je weiter der Pro-

duktionsprozess fortgeschritten ist und je 

näher die Endphasen von Vermarktung 

und Verkauf kommen. Gegenüber den 

ersten Produktionsphasen der Extraktion 

und Verarbeitung von Rohstoffen eignen 

sich die Endphasen den Löwenanteil der 

Wertschöpfung an. Sobald die einen für 

die Lieferung von Rohstoffen und die 

anderen für die Endphasen der Produktion 

zuständig sind, entsteht eine starke soziale 

und territoriale Polarisierung. So profitie-

ren die Länder Europas, die USA sowie 

Japan vom globalen Produktionsprozess, 

obwohl ein Grossteil der Produktion im 

Süden stattfindet. 

Ein weiterer skandalöser Umstand ist die 

Vorherrschaft des Finanzsystems. Die 

Reichen erhalten dadurch die Möglichkeit, 

die ganze Erde zu kaufen. Es gibt weitere 

institutionelle Aspekte, wie die sehr un-

gleiche Verteilung von Eigentum und die 

Vorherrschaft des bürgerlichen Eigen-

tums, die eine zentrale Rolle im System 

spielen. 

Wollen wir diese beschränkte, rein wirt-

schaftliche Sicht verstehen, so müssen wir 

uns daran erinnern, dass es sich um eine 

im 18. Jh. entstandene Vorstellung han-

delt, die also noch nicht weit zurückreicht. 

Davor waren Wirtschaftswissenschaften 

keine selbständige Disziplin. Preise, Geld 

und Geschäfte wurden nur in den Lehrbü-

chern der Beichtväter behandelt, oder in 

den Memoranden zuhanden des Königs. 

Diese Grössen waren also nur im Zusam-

menhang mit Moral oder Macht relevant. 

Denn damals war man nicht der Meinung, 

dass die Menschen überhaupt etwas her-

vorbringen könnten, im Sinne der Produk-

tion von etwas aus dem Nichts. Nur die 

Mutter Erde produzierte mit ihren Zyklen. 

Eine Vorstellung von Kopernikus ist auf-

schlussreich, die er teils von Aristoteles 

übernahm: Die Erde empfängt durch die 

Sonne und gebiert jedes Jahr die Ernte. 

Man glaubte nicht, dass sich dieser Pro-

zess unendlich steigern könnte. Erst als 

dieser Gedanke von seiner religiösen Be-

deutung entkleidet wurde, nämlich mit der 

Agronomie, entstand die Idee der Produk-

tion. Man pflanzt ein Korn und erhält eine 

Ähre mit vielen Körnern. Der Prozess des 

Erschaffens scheint ganz in der Mutter 

Erde zu liegen. 

Da entsteht die Wirtschaftswissenschaft 

mit dieser Idee von Produktion. Das Ziel 

der im 18. Jahrhundert entstehenden Öko-

nomie war für François Quesnay, den 

führenden Kopf der Physiokraten3, den 

nachwachsenden Reichtum zu erhöhen 

ohne die zu Grunde liegenden Güter zu 

beeinträchtigen. Mit dieser Idee von Pro-

duktion entsteht der Wachstumsmythos, 

denn davor dachte man weder in Begriffen 

der Produktion noch des Wachstums. 

Doch dieser Mythos blieb zuerst gebunden 

an die Fruchtbarkeit und die Grenzen von 

Mutter Erde. Später allerdings, im 19. 

Jahrhundert mit den Neoklassikern4, er-

folgt ein Paradigmenwechsel, der die 

Wirtschaftswissenschaften von der physi-

schen Welt trennt. Damit war der Glaube 

an die Möglichkeit des unbegrenzten 

Wachstums – unabhängig von den natürli-

chen Gegebenheiten der Erde – geboren. 

Die klassischen Ökonomen, zum Beispiel 

Ricardo5, ber¿cksichtigten hingegen die 

SCHWERPUNKT ¥KONOMIE UND ¥KOLOGIE  

Wachstumsmythos und Naturblindheit 

 

Der Klimagipfel von Kopenhagen ist gescheitert. Das liegt an den kapitalisti-

schen Interessen von Konzernen und Regierungen. Aber auch daran, dass die 

Experten für Wirtschafts- und Umweltpolitik sich auf Theorien stützen, die den 

Zusammenhang zwischen Ökonomie und Natur systematisch ignorieren, wie 

José Manuel Naredo1 in diesem Interview zeigt.  
Interview mit José Manuel Naredo 

Umweltverschmutzung durch eine Aluminiumfabrik neben einer Kleingartenanlage in 
Argarsk, Russland. 
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Erde noch als einen begrenzenden Faktor. 

Was zu Beginn ein von der Landwirtschaft 

inspirierter Begriff war, das physische 

Wachstum des Produkts, wird als Meta-

pher verwendet und auf andere wirtschaft-

liche Tätigkeitsfelder angewendet, womit 

den Leuten vorgegaukelt wird, hier finde 

tatsächlich eine „Produktion“ statt. Aber 

was man „Produktion“ von Erdöl nennt, 

oder von Mineralien, ist nichts weiter als 

deren Entnahme aus der Erdoberfläche. 

Der Begriff der Produktion dient als Fassa-

de, damit nicht sichtbar wird, was die in-

dustrielle Zivilisation wirklich tut. Es wird 

unsichtbar gemacht, dass diese Zivilisation 

sich als erste in der Menschheitsgeschichte 

von der Photosynthese und den mit ihr 

verbundenen wiederholbaren Kreisläufen 

gelöst hat. 

Die Metapher der Produktion erlebt ihren 

Höhenflug, als die industrielle Produktion 

in grossem Ausmass natürliche Ressourcen 

der Erdoberfläche zu entnehmen beginnt 

und alle Stoffkreisläufe durch die Nutzung 

der fossilen Brennstoffe beschleunigt. Die-

se Zivilisation beruht auf der Entnahme 

und Abnutzung von Ressourcen, die sich 

dann zwangsläufig in Abfälle verwandeln, 

denn die Stoff- und Energiekreisläufe wer-

den nicht mehr geschlossen. Ganz im Ge-

gensatz dazu funktioniert die Biosphäre so, 

dass alles später wieder gebraucht wird, 

indem die Abfälle wieder zu Ressourcen 

werden, vom Wasserkreislauf bis zu jenem 

des Kohlenstoffs. Wasser verdampft und 

kommt durch Niederschläge von neuem 

ins System hinein, so dass sich der Kreis 

schliesst. 

Deshalb habe ich die Physiokraten kurz 

erwähnt. Ihre Sichtweise war mit einem 

Glauben an natürliches Wachstum verbun-

den, denn sie sahen, dass in der Landwirt-

schaft ein Produkt heranwächst. Mirabeau6 

sagte, die Landwirtschaft sei wie eine gött-

liche Manufaktur, weil der Mensch hier 

den Schöpfer aller Dinge als Verbündeten 

habe, d.h. Gott. Und deshalb entstehen da 

auch Dinge. Was Quesnay „produzieren“ 

nannte, ist nicht etwas mit Gewinn zu ver-

kaufen. Er sprach von Produktion im Sinne 

des „nachwachsenden Reichtums“. 

Die spätere Entwicklung hat die Wirt-

schaftswissenschaften von dieser Vorstel-

lung der Erde völlig getrennt. Ausserdem 

musste man feststellen, dass die Erde nicht 

wächst. Als die Wirtschaftswissenschaft 

im 18. Jahrhundert entstand, war der alche-

mistische Glaube noch verbreitet, dass die 

Mineralstoffe in der Erde wachsen und die 

Erde selbst sich deshalb grenzenlos aus-

dehnt, dass die Kontinente wachsen. Es 

ging darum, dieses allgemeine Wachstum 

zu verwalten. Diese Sicht entsprach der 

organizistischen Weltvorstellung7, dass 

alles wachsen könne. Doch bereits am 

Ende des 18. Jahrhunderts bricht diese Idee 

zusammen, als die moderne Chemie ent-

steht: „Nichts entsteht neu, nichts geht 

verloren“, nach der Formel von Lavoisier8. 

Nun beginnt man die Erde genau entlang 

der Meridiane zu vermessen, man führt die 

grossen Forschungsexpeditionen durch 

und stellt fest, dass die Erde nicht wächst. 

Dennoch vertritt eine Minderheit von 

ăExpertenò, die Unterst¿tzung im Erdºlbu-

siness geniesst, heute die Idee, rein minera-

lische Prozesse in tieferen Schichten würden 

kontinuierlich Erdöl produzieren. 

In Wirklichkeit ist Erdöl das Produkt einer 

Photosynthese aus einer weit zurückliegen-

den Vergangenheit. Es handelt sich um 

kleinste pflanzliche und tierische Meeres-

fossile, die mehrere Millionen Jahre alt 

sind. Man weiss ganz genau, dass die Ge-

schwindigkeit, mit der das Erdöl in etwas 

mehr als einem Jahrhundert der Erdober-

fläche entnommen wird, mit seiner geolo-

gischen Entstehungszeit überhaupt nichts 

zu tun hat. Am Ende des 18. Jahrhunderts 

hat ein Bruch mit dem Glauben an ein 

grenzenloses natürliches Wachstum statt-

gefunden. Aber dieser Glaube ist in der 

vorherrschenden Wirtschaftstheorie beste-

hen geblieben, obwohl die Naturwissen-

schaften längst aufgezeigt haben, dass er 

jeder wissenschaftlichen Grundlage ent-

behrt. 

Wachstumsmythos und Naturblindheit - SCHWERPUNKT ¥KONOMIE UND ¥KOLOGIE 

«Mit der neoklassischen Ökonomie war der Glaube an 

ein unbegrenztes Wachstum geboren.» 

Umwelt- und Waldzerstörung um Puerto Quito, Ecuador 
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Die heutigen neoklassischen Ökonomen 

sind stets optimistisch. Sie werden dir sa-

gen, dass du nostalgisch der Vergangen-

heit anhängst, dass die Wissenschaft im-

mer neue Wege findet, um die Produktivi-

tät zu steigern, und man eines Tages ge-

steuert über Preismechanismen das Erdöl 

aufgeben und sich der Sonnen- oder 

Atomenergie zuwenden wird… 

 

Ja genau, mit der neoklassischen Lehre 

löst sich der Begriff des Wirtschaftssys-

tems ganz von der physischen Welt. Auf 

der Basis eines völlig blinden technologi-

schen Optimismus wird behauptet, alle 

natürlichen Ressourcen könnten endlos 

und ohne Zusatzkosten ersetzt werden. 

Man geht immer davon aus, es könnte 

etwas erfunden werden, aber das ändert 

nichts an dem, was ich gesagt habe. Mit 

Antonio Valero und unseren Mitarbeitern9 

haben wir die Methoden entwickelt um zu 

zeigen, dass man jedes Mal mit einer ver-

schlechterten Ressourcengrundlage weiter 

arbeiten muss. Denn da man immer zuerst 

die besten Minen oder Felder ausschöpft, 

muss man später zu schlechteren Vorkom-

men gehen, bei denen mehr Gestein und 

Schutt ausgehoben werden muss, um we-

niger von den gesuchten Mineralien zu 

kriegen. Nur schon unter diesem Aspekt 

der Ressourcenvorkommen muss sich die 

Erdoberfläche deshalb zwangsläufig ver-

schlechtern. 

Hinzu kommen alle weiteren Schäden 

durch die Umweltverschmutzung und die 

Zerstörung der Ökosysteme. Beim Wasser 

zum Beispiel werden nicht nur die Quel-

len teilweise bis zur Erschöpfung über-

nutzt, sondern wir geben der Natur das 

Wasser verschmutzt zurück. Mit Valero 

haben wir die Schätzung aufgestellt, dass 

die Gesamtmenge des weltweit genutzten 

Wassers annähernd der Hälfte der gesam-

ten zugänglichen Wasserflüsse entspricht. 

Man kann erfinden, was man will, aber es 

ist klar, dass wir auf dem Weg einer konti-

nuierlichen Abnutzung des Ressourcen-

vorrats des Planeten bleiben. Man muss 

schon einen total blinden Glauben haben 

um zu denken, es sei möglich, immer so 

weiter zu machen. Denn der Kern des 

Problems liegt natürlich darin, dass die 

Erde – von Meteoritenabstürzen einmal 

abgesehen – ein stofflich geschlossenes 

System ist. 

Dieser technologische Optimismus ist 

deshalb mit dem Leben nicht vereinbar. 

Das zweite Gesetz der Thermodynamik 

lässt sich nicht umgehen.10 Im Kern sagt 

dieses Gesetz aus, dass verbrauchte oder 

zerstreute Energie kein zweites Mal für 

dieselbe Arbeit zur Verfügung steht, und 

dass der Verbrauch von Rohstoffen diese 

dauerhaft zerstreut. Das Leben auf der 

Erde existiert, weil es jeden Tag von der 

Sonnenenergie und abgeleiteten Phänome-

nen wie dem Kreislauf des Wassers, des 

Kohlenstoffs oder der Atmosphäre profi-

tiert. Wenn wir hier also ein System am 

leben halten wollen, werden wir dem Mo-

dell der Biosphäre folgen müssen und 

nicht demjenigen der industriellen Zivili-

sation. Dieses Modell könnte nur funktio-

nieren, wenn die Menschheit ein lächer-

lich kleines Gewicht auf diesem Planeten 

hätte. In diesem Fall könnten wir diese 

Überlegungen bei Seite lassen und so tun, 

wie wenn die Ressourcen unbegrenzt wä-

ren und die Müllhalden ebenso. 

Doch wir haben mit Valero aufgezeigt, 

dass die Menschheit Jahr für Jahr eine 

Stoffmenge bewegt, die jeden geologi-

schen Prozess bei weitem übertrifft. Wenn 

man die Stoffkreisläufe in der Biosphäre 

in den Blick nimmt, stellt man fest, dass 

alleine der Welthandel jedes Jahr eine 

grössere Stoffmenge in Bewegung setzt 

als das Schwemmland aller Flüsse der 

Welt zusammengenommen. Es handelt 

sich um eine Stoffmenge, die in etwa der-

jenigen des gesamten Kohlenstoffkreis-

laufs entspricht. Die durch Entnahme von 

Mineralien aus der Erdoberfläche verur-

sachten Erdbewegungen sind nochmals 

fünf oder sechs Mal grösser, sie werden 

SCHWERPUNKT ¥KONOMIE UND ¥KOLOGIE - Wachstumsmythos und Naturblindheit 

Natur als Ware und Kapital 

Die Neoklassische Wirtschaftstheorie 

hat auf die ökologische Kritik reagiert: 

Sie behandelt nun alle natürlichen Res-

sourcen als Waren und die Erde als 

Kapital, das zu erhalten sei. Ein Pionier 

war der Wirtschaftsnobelpreisträger 

von 1987, Robert M. Solow, etwa mit 

seinem Aufsatz über "Nachhaltigkeit 

aus der Sicht eines Ökonomen" im Sam-

melband von Dorfman, Economics of the 

Environment (New York, Norton, 1991). 

Doch das von José M. Naredo ange-

sprochene Grundsatzproblem der Eindi-

mensionalität der Wirtschaftswissen-

schaften, die alles auf die Dimension 

des Geldes reduzieren, wir damit in 

keiner Weise gelöst. So steigt der Wert 

eines Grundstücks, wenn in der Nähe 

eine Autobahn gebaut wird, und derje-

nige eines Waldes, wenn er wirtschaft-

lich genutzt wird (Abholzen, Tourismus, 

oder was auch immer): In beiden Fällen 

wächst das "Naturkapital", weil es nun 

mehr Gewinn verspricht, zum Preis einer 

Verschlechterung der natürlichen Res-

sourcen und Ökosysteme. Die Vermark-

tung der Natur schreitet so Hand in 

Hand voran mit der "grünen" Weiter-

entwicklung einer Wirtschaftstheorie im 

Dienste des Kapitals. 

Genau so ist es eine Illusion zu glauben, 

durch den Handel mit Emissionsrechten 

lasse sich das Klimaproblem lösen, hin-

ter dem sich die Zerstörung von Boden 

und Vegetation versteckt. An den inter-

nationalen Klimakonferenzen wird dem-

nach über Massnahmen verhandelt, die 

den tatsächlichen Problemen überhaupt 

nicht angemessen sind. (Red.) 
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auf 100 Milliarden Tonnen geschätzt. Es 

wird also deutlich, dass die Menschheit 

auf den Planeten einen entscheidenden 

Einfluss hat, der in den letzten 60 Jahren 

sehr stark zugenommen hat. Die Idee ei-

nes von den natürlichen Grenzen unabhän-

gigen Wirtschaftswachstums ist völlig aus 

der Luft gegriffen, wie auch die angebli-

che „Entmaterialisierung“ der Wirtschaft, 

von der so oft gesprochen wird. 

 

Einige Klimaspezialisten warnen, die Er-

derwärmung könnte sich rascher zuspitzen 

als angenommen. Hat der Kapitalismus am 

Beginn des 21. Jahrhunderts einen qualita-

tiven Sprung beim Raubzug an der Natur 

gemacht? 

 

Eindeutig von neuer Qualität ist das Ge-

wicht dieses globalisierten Stoffwechsels. 

In unserem Buch haben wir Statistiken 

veröffentlicht, wie viele Tonnen der wich-

tigsten Mineralstoffe der Erde entnommen 

wurden. In den meisten Fällen hat sich der 

Anstieg ab den 1950er Jahren beschleu-

nigt. Dasselbe gilt für die Statistiken des 

Welthandels. Zur Zeit des Kolonialismus 

war die durch den Welthandel bewegte 

Stoffmenge im Vergleich dazu sehr klein. 

Margalef11 hat festgehalten, dass die Um-

weltverschmutzung stark mit dem hori-

zontalen Transport verbunden ist, während 

die Biosphäre eher den vertikalen Trans-

port pflegt. Früher war die Umweltver-

schmutzung ein lokales Problem. Als der 

Kapitalismus im industriellen England 

entstanden ist, blieb die Verschmutzung 

auf diese Orte beschränkt. Aber inzwi-

schen hat sich der Stoffwechsel mit der 

Erdoberfläche globalisiert, die Verschmut-

zung ebenfalls. Sogar in den 

Pinguinen der Antarktis sind 

Spuren von DDT12 zu finden. 

Ich glaube, dass die Sorge um 

das Klima dazu führt, dass die 

Alltagsprobleme aus dem 

Blick geraten. In den traditio-

nellen Handbüchern der Öko-

logie stellte man das Dreieck 

Boden, Klima und Vegetation 

dar und ging davon aus, dass 

das Klima davon abhängt, wie 

die Menschheit mit dem Bo-

den und der Vegetation um-

geht. Seit den 1980er Jahren 

wird die ganze Aufmerksam-

keit den Auswirkungen der 

menschlichen Eingriffe auf das 

Klima gelenkt, die sich nur mit 

enormem Aufwand genau 

messen lassen, während man 

die Augen vor den Auswirkun-

gen auf den Boden und die 

Vegetation schliesst, die viel 

einfacher zu messen sind. Stel-

len wir uns vor, wie stark die 

Menschheit auf den Boden und 

die Vegetation eingewirkt ha-

ben muss, um sogar das Klima 

verändert zu haben. Es besteht ein Miss-

verhältnis bei der Sorge um den Klima-

wandel, bei dem es sich letztlich um die 

Folge der alltäglichen Eingriffe in den 

Boden und die Vegetation handelt, die 

eindeutig die gesamte Fläche und die Bio-

sphäre des Planeten treffen. 

Teilweise aus diesem Grund habe ich 

2003 in Lanzarote auf den Kanarischen 

Inseln eine Konferenz über die 

ĂAuswirkungen der Menschheit auf das 

Gesicht der Erde, 1955-2005“ organi-

siert13, zum 50. Jahrestag des bemerkens-

werten Symposiums in Princeton14, dem 

leider in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-

hunderts nichts Gleichwertiges folgte. 

Man wird das Klimaproblem nicht lösen 

können, ohne das allgemeine Problem 

anzugehen. Mir ist klar, dass die ganze 

Sorge um das Klima von den reichen Län-

«Wenn wir auf der Erde ein System am Leben erhalten wollen, 

müssen wir dem Modell der Biosphäre folgen.» 

Entgegen der weitverbreiteten Meinung, Atomkraft sei - abgesehen von ihrer Radioaktivität - umwelt-
freundlich, ist unter anderem der Abbau von Uran mit einem hohen Treibhausgasausschuss verbunden. 

Wachstumsmythos und Naturblindheit - SCHWERPUNKT ¥KONOMIE UND ¥KOLOGIE 
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dern her kommt, weil sie den Verbrauch 

der gesamten Ressourcen der Welt auf 

sich ziehen und die Verschmutzung bei 

ihnen anfällt. 

 

Aber alle Klimaprognosen sagen, dass die 

armen Länder am meisten unter der Erwär-

mung leiden werden. 

 

Wer geografisch gesehen unter der Klima-

veränderung leidet, das ist nochmals eine 

Frage für sich. Auf jeder Weltkarte, auf 

der die Stofftransporte in Tonnen aufge-

zeichnet sind, sehen wir aber Folgendes: 

Alle wichtigen Linien kommen in Europa, 

den USA und Japan zusammen. Eines 

Tages werden wir für mehr Gerechtigkeit 

und Respekt bei der Nutzung der natürli-

chen Ressourcen des Planeten sorgen 

müssen. Dieser Punkt wird weitgehend 

verschwiegen. Es ist nicht mehr wie zu 

Beginn des Kapitalismus mit Kohle und 

Eisen, zwei Rohstoffen, die auf der Erd-

oberfläche sehr gut verteilt sind. Im 19. 

Jahrhundert wurde kein Erdöl aus Tausen-

den Kilometern Entfernung nach Westeu-

ropa transportiert. Als Kohle und Eisen 

die wichtigsten Rohstoffe waren, wurden 

sie vor allem in den Industrieländern 

selbst abgebaut. 

Heute ist es nicht mehr so. Die drei Grup-

pen von reichen Ländern sind physisch 

sehr stark vom Resten des Planeten abhän-

gig, weil die Nachfrage nach Rohstoffen 

enorm angestiegen ist und sich auf Stoffe 

verlagert hatte, die geografisch sehr un-

gleich verteilt sind, wie Erdöl und Erdgas, 

aber auch Bauxit, Kupfer, Nickel, Platin 

oder tropische Hölzer. 

Alle verfügbaren Daten zeigen, dass es 

funktioniert, weil es nur wenige solche 

reiche Länder gibt. Wenn man es in Ton-

nen pro Person berechnet, zeigt sich, dass 

in den reichen Ländern (16 Prozent der 

Weltbevölkerung) der Rohstoffverbrauch 

etwa zehn Mal höher ist als im Rest der 

Welt. Im Weltmassstab könnte dieses 

verschwenderische System nicht funktio-

nieren. 

__________________ 

1 José Manuel Naredo 

(geb. 1942) ist Öko-

nom an der Universi-

tät Complutense von 

Madrid. Dieses Inter-

view, von dem wir hier 

nur den ersten Teil 

wiedergeben, wurde 

veröffentlicht in der 

Revue La Brèche/

Carré Rouge, Nr. 2, 

2008, S. 60-69. Die 

Fragen stellte Robert 

Lochhead. 

2 Der Aufsatz über 

Ursprung, Verwen-

dung und Inhalt des 

Begriffs „nachhaltig“ 

erschien in der Zeit-

schrift Documentacion Social Nr. 102, 1996 

(auf französisch in LaBrèche/Carré Rouge, 2, 

2008). 

3 Die Physiokraten gelten als erste Schule der 

modernen Wirtschaftswissenschaften. Sie ent-

wickelten ihre Ideen im 18. Jh. in kritischer 

Auseinandersetzung mit der Wirtschaftspolitik 

des französischen Königshofs (Merkantilismus) 

und waren von den Denkern der Aufklärung 

beeinflusst. 

4 Die neoklassische Wirtschaftstheorie löste ab 

der zweiten Hälfte des 19. Jh. die Klassiker 

(Smith, Ricardo, Say) als vorherrschende The-

orieströmung ab. Auch heute kann von einer 

Dominanz der neoklassischen Ökonomie ge-

sprochen werden (nachdem einige Jahrzehnte 

lang Keynes und seine Anhänger sehr einfluss-

reich waren). Die Neoklassik verabschiedet 

sich von der Idee, der gesellschaftliche Reich-

tum werde durch Arbeit produziert. Sie interes-

siert sich mehr für den Markt als für die Pro-

duktion. Die klassische Arbeitswertlehre wurde 

ersetzt durch die Grenznutzentheorie. Ein 

wichtiger Vertreter war Léon Walras (1834-

1910). 

5 David Ricardo (1772-1823), britischer Öko-

nom, der 1817 das Buch „Über die Grundsätze 

der Politischen Ökonomie und der Besteue-

rung“ veröffentlichte. 

6 Victor Riqueti, der Marquis von Mirabeau 

(1715-1789), Vater von Honoré Gabriel, Mit-

arbeiter von Quesnay, Autor von „La philoso-

phie rurale“. 

7 Eine Vorstellung der Welt als lebender Orga-

nismus, der wie andere lebende Körper wächst. 

8 Antoine Laurent de Lavoisier (1743-1794), 

Begründer der modernen Chemie. 

9 José Manuel Naredo und Antonio Valero: 

« Desarollo economico y deterioro ecologi-

co », Visor Distribuciones y Fundacion Argen-

taria, Madrid 1999. 

10 Die Thermodynamik, auch Wärmelehre 

genannt, ist die Wissenschaft von der Energie. 

Ihr zweiter Hauptsatz hält fest, dass thermische 

Energie nicht in beliebigem Masse in andere 

Energiearten umgewandelt werden kann. 

11 Ramon Margalef (1919-2004), Professor 

für Limnologie und Ökologie an der Universi-

tät Barcelona und Verfasser zahlreicher ein-

flussreicher Publikationen zum Thema. 

12 Chemisches Pflanzenschutzmittel, das ab 

dem Zweiten Weltkrieg von der Basler Firma 

Geigy vertrieben und ab den 1970er Jahren in 

den meisten Industrieländern verboten wurde 

(vgl. den Artikel über Clariant in dieser Num-

mer). 

13 José Manuel Naredo, Luis Gutiérrez (Hg.), 

La incidencia de la especie humana sobre la 

faz de la tierra (1955-2005), Universidad de 

Granada, Fundacion César Manrique, 2005. 

14 William L. Thomas (Hg.), Man's role in 

changing the face of the Earth, University of 

Chicago Press, 1956. 

SCHWERPUNKT ¥KONOMIE UND ¥KOLOGIE - Wachstumsmythos und Naturblindheit 

«Die Menschheit bewegt Jahr für Jahr eine Stoffmenge, die 

jeden geologischen Prozess bei weitem übertrifft.» 

Ölsand-Abbau in Kanada: gigantische Umweltschäden. 
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Als Patentlösung und Alltagserleichterung 

sorgt die Methode „Jedes Kind kann 

schlafen lernen“ angeblich dafür, dass 

Säuglinge und Kleinkinder in kurzer Zeit 

das „Durchschlafen“ erlernen und nachts 

nicht mehr stören. Worin besteht die Wun-

dermethode? Man lege sein Kind wach in 

das Kinderbett und entferne sich. Naturge-

mäss beginnt es dann meist zu brüllen 

(Ăstarkñ, warnt uns das Buch). Man lasse 

das Kind weinen. Dann gehe man im Ab-

stand von einigen Minuten zum ihm rein 

und versuche es zu beruhigen – aber Ach-

tung: ohne es aus seinem Bettchen hoch-

zunehmen. In der Folge geht man wieder 

raus und wiederholt die Prozedur mit im-

mer längeren Zeitabständen. So soll das 

Kind innerhalb von wenigen Tagen ler-

nen, alleine einzuschlafen und dann auto-

matisch auch durchzuschlafen (d.h. alleine 

wieder einzuschlafen, wenn es nachts auf-

wacht). Aus dem Bettchen hochnehmen 

darf man das Kind nur, wenn es so stark 

weint, dass es sich erbricht – aber auch 

dann nur um es sauberzumachen, dann 

geht die Dressur sofort wieder los. Schlägt 

sich das Kind den Kopf rhythmisch am 

Bettgitter, so wird empfohlen, selbiges 

auszupolstern. Erfunden hat diese glorrei-

che Methode ursprünglich Dr. Richard 

Ferber in den USA Mitte der 1980er Jah-

re. 

Durch diese krasse Methode der Konditio-

nierung, „Schlaftraining“ genannt, wird 

zuweilen erreicht, dass die Kinder soge-

nannt durchschlafen. Viele Eltern berich-

ten aber auch von schlimmen Erfahrun-

gen, dass das Kind tagsüber verschüchtert 

wirkt, es nach einiger Zeit „rückfällig“ 

wird und sich nachts kaum mehr beruhi-

gen lässt und verändert auf Kontaktauf-

nahme reagiert.2 

Nun ist immer mehr anerkannt, dass das 

Weinen von Säuglingen immer einen 

Grund hat und dass es wichtig ist, darauf 

einzugehen. Beim Schlaftraining lernen 

die Kinder einzig und allein, dass ihren 

Bedürfnissen zu bestimmten Zeiten nicht 

nachgekommen wird: Sie resignieren. Die 

Eltern hingegen lernen, ihr natürliches 

Mitfühlen mit der verzweifelten Manifes-

tation des Kindes zu unterdrücken. Man-

che, die das Schlaftraining angewendet 

haben, berichten dass sich insbesondere 

die Mütter schalldicht abschirmen müssen 

GESELLSCHAFT 

Wenn Kinder können müssen 

 

Jedes Kind kann schlafen lernen - diese Formel haben die meisten Leute 

mit kleinen Kindern wohl schon einmal gehört. Kreuz und quer wird ein 

Buch mit diesem Titel herumempfohlen.1 Eine Kritik. 
Karin Vogt 

Schlaftraining trainiert Eltern darin, nicht mehr auf ihr Kind zu reagieren. 

Methoden mit Erfolgsgarantie 

Sie werden damit aufhören, genau 

das zu tun, was Ihr Kind will. Fast alle 

Kinder werden zunächst einmal protes-

tieren. Fast alle Kinder können aber 

innerhalb von 2 Tagen bis 2 Wochen 

ihre Gewohnheiten ändern – und 

durchschlafen, wenn sie von ihren Eltern 

dabei systematisch und konsequent 

unterstützt werden. Die meisten Eltern 

schaffen es, den Plan auch tatsächlich 

konsequent durchzuhalten. Dann – und 

nur dann – ist es sehr wahrscheinlich, 

dass ihr Kind schon nach einigen Tagen 

durchschläft. 
 

Aus “Jedes Kind kann schlafen lernen” von 

Annette Kast-Zahn und Hartmut Morgenroth, 7. 

Auflage 1995. 

Schnelle Ablenkung der Aufmerksam-

keit, ernste Worte, drohende Gebär-

den, Klopfen ans Bett (bei welchen 

Eindrücken das Kind meistens innehält, 

stutzt und das Schreien einstellt) oder 

wenn dieses alles nichts hilft – durch 

natürlich entsprechend milde, aber in 

kleinen Pausen bis zur Beruhigung oder 

zum Einschlafen des Kindes beharrlich 

wiederholte, körperlich fühlbare Er-

mahnungen. Eine solche Prozedur ist 

nur ein- oder höchstens zweimal nötig 

und – man ist Herr des Kindes für im-

mer. 
 

Aus “Kallipädie oder Erziehung zur Schönheit” 

von Daniel Gottlob Moritz Schreber, 1858. 
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oder aber mit ihrem Kind mitweinen. 

Die langfristigen Auswirkungen von sol-

chen Schlaftrainings auf die Bindung zwi-

schen Eltern und Kind ist nicht untersucht. 

In einem mehrseitigen Dokument von 

November 2002 warnt die Australian 

Association for Infant Mental Health 

AAIMHI ausdrücklich von der Anwen-

dung von Schlaftrainings.3 Weinen sei 

Ausdruck einer körperlichen oder emotio-

nalen Not, schreibt die Vereinigung. 

 

Erziehung im Dienste des Kapitals 

Woher kommt diese „kaputte“ Logik, die 

besagt, dass Bedürfnisse verschwinden, 

sofern man sie nicht befriedigt? In alten 

Zeiten ging es um die frühe Unterordnung 

und Disziplinierung der Kinder. Die auto-

ritäre Erziehung führte zu einer systemati-

schen Unterdrückung der Äusserungen der 

Kinder. In diesem repressiven Menschen-

bild sollten die kleinsten Kinder schon auf 

ein angepasstes Leben in einer hierarchi-

schen und patriar-

chalischen Gesell-

schaft getrimmt 

werden, nicht zu-

letzt mittels körper-

licher Strafen. Das 

Kind auf keinen 

Fall verwöhnen, 

sondern abhärten, 

hiess das Motto. 

Einüben fürs Le-

ben. 

Diese Zeiten schei-

nen vorbei. Im Mo-

ment ist ein autori-

tärer Erziehungsstil 

nicht mehr allge-

mein akzeptiert und 

es wird viel von 

Förderung der Kin-

der gesprochen, von 

ihrer Entfaltung und 

Kreativität. Bewirkt 

hat dies zu einem 

Teil der antiautori-

täre Aufbruch der 1960er und 1970er Jah-

re. Auch und vor allem hat sich aber die 

Arbeitswelt verändert. Heute werden we-

niger unterwürfige Subjekte benötigt. Die 

heute gefragte Arbeitskraft kann selbstän-

dig komplexe Prozesse gestalten, passt 

sich initiativ an immer neue Abläufe an 

und bildet sich ständig aus eigener Kraft 

weiter. Dass diese Entwicklung nicht mit 

einem wesentlichen Zuwachs an Rechten 

und Verfügungsmacht über das eigene 

Leben und die Arbeitsbedingungen ein-

Käthe Kollwitz, Kopf eines Kindes in den Händen der Mutter. 

GESELLSCHAFT - Wenn Kinder können müssen 

Das Recht auf Zeit für sein Kind 

Ohne Zweifel kann jedes Kind schlafen 

lernen. Aber jedes Kind ist anders und 

lernt es nicht genau so und dann, wie es 

von ihm erwartet wird. In unserer Ge-

sellschaft müssen die meisten Babys 

“schlafen lernen”, weil die Eltern ir-

gendwann die Abende für sich haben 

und am nächsten Arbeitstag ausgeruht 

sein wollen. Mit der “Autonomie” des 

Kindes hat das nicht viel zu tun. 

Die Verantwortung für strenge 

“Schlaftrainings” liegt bei den Eltern. 

Aber hinter solchen nicht kindergerech-

ten “Erziehungsmethoden” verbergen 

sich gesellschaftliche Probleme. Die 

kapitalistische Gesellschaft erlaubt es 

den meisten jungen Eltern nicht, sich so 

viel Zeit für ihre Kleinkinder zu nehmen, 

wie sie es gerne möchten und / oder es 

für die Kinder am besten wäre. 

In der Schweiz gibt es erst seit 5 Jahren 

einen Mutterschaftsurlaub von 14 Wo-

chen. Frisch gebackene Väter dürfen in 

grösseren Firmen einige Tage frei neh-

men – doch das ist für die Betreuung 

eines Säuglings nur ein Tropfen auf den 

heissen Stein. Krippen und Tagesheime 

sind sinnvoll. Aber nicht alle Kinder kön-

nen gleich früh in Fremdbetreuung ge-

geben werden. Bei manchen klappt es 

mit fünf Monaten gut, bei anderen mit 

zwei oder drei Jahren. 

Um den Druck von den Kindern zu neh-

men, rechtzeitig “schlafen zu lernen”, 

sollten im ersten halben Lebensjahr bei-

de Elternteile das Recht haben, die Er-

werbsarbeit ruhen zu lassen, ohne einen 

Einkommensverlust zu erleiden; und da-

nach mindestens ein weiteres Jahr zu-

mindest ein Elternteil. Denn wer sich am 

folgenden Tag zwischendurch hinlegen 

und erholen kann, steht nächtliche Schla-

funterbrüche besser durch. Sie oder er 

hat mehr vom Kind – und umgekehrt 

natürlich auch. (Red.) 

«Die heute gefragte Arbeitskraft 

kann selbständig komplexe Pro-

zesse gestalten und passt sich initi-

ativ immer neuen Abläufen an.» 

«In der Schweiz gibt es erst seit 5 Jahren einen Mutter-

schaftsurlaub von 14 Wochen.»  
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herging, ist offensichtlich. Berufskrank-

heiten, allgemeiner Verschleiss und zu-

nehmende Angst am Arbeitsplatz spre-

chen eine eindeutige Sprache. 

Was heisst dies nun für die Zurichtung 

künftiger Generationen von Lohnabhängi-

gen auf diese Arbeitswelt, also für die 

Erziehung schon ganz kleiner Kinder? 

Nun: Blinder Gehorsam hat ausgedient, es 

herrscht die Forderung nach möglichst 

früher Autonomie. Folgerichtig begründen 

Dr. Ferber und seine Helfershelfer ihr 

Schlaftraining sozusagen aus der Sicht des 

Kindes: Nämlich soll die Methode dem 

Kind „helfen“, möglichst früh selbständig 

zu sein, also keine Hilfe von seinen Eltern 

zu verlangen, zumal nachts. Da wird 

grossartig berichtet, wie autonom ein 

Säugling werde und wie gut das für seine 

Entwicklung sei. Beziehungen aufnehmen 

zur Umwelt und Vertrauen lernen, das ist 

offenbar nicht der Rede wert. Ich lasse 

dich schreien und es ist sogar gut für dich, 

lautet die Botschaft. Das passt sich alles 

sehr schön ein in den neoliberalen Diskurs 

ab Mitte der 1980er Jahre, als 

ĂKreativitªtñ, Ăflache Hierarchienñ und 

ĂAutonomieñ plºtzlich zu verlogenen 

Schlagworte der kapitalistischen Unter-

nehmenswelt wurden... 

Wird die Ferber-Methode auf solche Mäd-

chen angewandt, die eh schon eher ruhig 

und „pflegeleicht“ sind, so fügt sich noch 

der Aspekt der Prägung der künftigen 

Geschlechterrolle hinzu: Es ist allemal 

besser, wenn eine Frau beizeiten lernt, ihre 

Bedürfnisse zurückzustellen. 

Dass offenbar so viele Eltern auf die Fer-

ber-Methode ansprechen, ist traurig aber 

sicher teils erklärbar: Durch die Isolation, 

die allzu oft die Realität ist, wenn ein Kind 

zur Welt kommt. Ein Umfeld und beruf-

lich stark eingespannte FreundInnen, die 

wenig präsent sind oder sich gar zurück-

ziehen, gerade wenn Unterstützung oder 

einfach nur Kontakt vonnöten wären, ha-

ben Teil an der gesellschaftlichen Verant-

wortung dafür, wie kleine Kinder behan-

delt werden. Ein anderer wesentlicher 

Punkt sind die verrückten Anforderungen 

der Erwerbsarbeit, die kaum Platz für an-

deres lassen.4 Sich um Kinder zu k¿m-

mern, erfordert Geduld, Zeit, Interesse, 

alles Dinge die in der herrschenden Ord-

nung zu Geld gemacht werden und knapp 

sind... Damit wird aber das Recht von uns 

allen auf freundliche Aufnahme in dieser 

Welt verletzt. 

1 Annette Kast-Zahn und Hartmut Morgen-

roth, „Jedes Kind kann schlafen lernen“, 

Oberstebrink, 7. Auflage 1995. Dieser bisher 

700 000 Mal verkaufte Titel wurde 2007 bei 

einem anderen Verlag in einer überarbeiteten 

Fassung neu herausgebracht. Eingestreut sind 

nun verlogene Formeln wie „Bitte hören Sie 

auf Ihr Herz“ und Ähnliches. Die Grundhal-

tung ist dieselbe. 

2 Elternberichte auf www.ferbern.de 

3 Position Paper 1: Controlled Crying, auf 

www.aaimhi.org/documents/position%

20papers/controlled_crying.pdf 

4 Eine sanfte Alternative, wenn die Nächte mit 

kleinen Kindern schwierig sind, bietet: „Ich 

will bei euch schlafen! Ruhige Nächte für 

Eltern und Kinder“, von Sibylle Lüpold, Ura-

nia 2009. 

«Durch die ungleiche Aufteilung von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit werden die 

ungleichen Machtverhältnisse zwischen Frauen und Männern konserviert und im 

häuslichen Rahmen auch gleich den Kindern mit auf den Weg gegeben.»  

Wenn Kinder können müssen - GESELLSCHAFT 

Kritik der bürgerlichen Familie 

Die heutige Kernfamilie ist geschichtlich 

nicht sehr alt und besteht in dieser 

Form erst seit dem Entstehen des Bür-

gertums. Die bürgerliche Familie ist ein 

wichtiger Eckpfeiler der bürgerlichen 

Gesellschaft. Sie liefert eine Voraus-

setzung dafür, dass die Reproduktions-

arbeit (kochen, putzen, pflegen...) und 

damit auch die Verantwortung für die 

Kinder nach wie vor meistens Sache 

der Frauen ist. Damit einher gehen 

vielfältige Benachteiligungen der Frau-

en in Bezug auf finanzielle Autonomie, 

gesellschaftliche Integration und sozia-

le Rechte (sie sind lebenslang wesent-

lich schlechter gestellt im Bereich der 

Sozialversicherungen: Arbeitslosenver-

sicherung, Invalidenversicherung, Al-

tersvorsorge usw.). Die Erwerbsquote 

der Frauen hat sich in einigen industri-

alisierten Ländern zwar deutlich ge-

steigert, es zeigt sich jedoch, dass dies 

nicht automatisch und nicht immer zu 

einer Verbesserung ihrer Lebensquali-

tät führt. Auch in diesem Fall fungiert 

die bürgerliche Familie immer noch oft 

als Erholungsraum für den Mann, der 

sich nach einem harten Arbeitstag am 

Abend bedienen und verwöhnen lassen 

kann. Durch die ungleiche Aufteilung 

von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit 

werden die ungleichen Machtverhält-

nisse zwischen Frauen und Männern 

konserviert und im häuslichen Rahmen 

auch gleich den Kindern mit auf den 

Weg gegeben. Die Forderung nach 

Überwindung des Modells der bürger-

lichen Familie, hin zu einer Vergesell-

schaftung der Erziehung, in der Kinder 

mehrere Bezugsgruppen haben und 

die Erziehungsarbeit im gleichen Mas-

se Aufgabe der Männer wird, ist ein 

unerlässliches Element jeder ernsthaf-

ten Gesellschaftskritik. Dabei kann es 

nicht darum gehen, das Recht auf Er-

werbsarbeit gegen das Recht, Zeit mit 

einem Kind zu verbringen, auszuspie-

len: Wir wollen beide Rechte, und 

zwar für beide Geschlechter. Zentral 

und in der aktuellen Realität völlig 

ungelöst ist auch die Frage der Rechte 

der Kinder, die erst einmal geschaffen, 

anerkannt und gesellschaftlich durch-

gesetzt werden müssen... (Red.) 

«Das passt zum neoliberalen Dis-

kurs: ‚Kreativität‘, ‚flache Hierar-

chien‘ und ‚Autonomie‘ sind 

Schlagworte der kapitalistischen 

Unternehmenswelt geworden.» 
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Die Macht der „alten“ Medien (Radio, 

Print-Medien, Fernsehen) sollte auf keinen 

Fall unterschätzt werden. Sie werden noch 

lange Zeit ein Informationsmonopol besit-

zen. Doch alle Statistiken zeigen einen 

immer grösseren Zugriff auf Informatio-

nen aus dem Internet. Über 70% der Be-

völkerung nutzen das Internet mehrmals 

pro Woche und mehr als die Hälfte liest 

dort tagesaktuelle Nachrichten. Aber auch 

hier sind die alten Medien präsent. 

Web 2.0 ist ein Begriff, der in den letzten 

Jahren im Internet aufgetaucht ist. Er um-

schreibt die grundlegende Veränderung, 

die das Internet durchgemacht hat. In der 

IT-Sprache ist damit die zweite Version 

des Internets gemeint. Für die Proteste 

waren drei Veränderungen ausschlagge-

bend: 

► Vielfältigere Arten von Content (Inhalt) 

wie: Bilder (ständig neue Impressionen), 

Livestream, Karten (mit allen besetzten 

Unis) usw. 

► Die Partizipation im Internet: Blogs 

haben über den Protest berichtet, auf 

Seiten wie Facebook konnte man/frau 

Fan von Unsereuni werden, Freunden 

weiter empfehlen und über Forderungen 

diskutieren. Es war möglich, auch aus 

Entfernung mitzuarbeiten (bspw. bei 

Übersetzungen)  

► Liveberichte aus den besetzten Unis 

konnten ohne Zeitverzögerung gesendet 

werden. Beispielsweise wurde der News

-Dienst „Twitter“ zur Verbreitung der 

neusten Meldungen genutzt (neuste 

besetzte Uni, Strategie des Rektors, 

Entscheidungen des Plenums, usw.). 

 

Die Medien unter Druck 

Diese neuen Mittel wurden so rege ge-

nutzt, dass eine Gegenmacht geschaffen 

werden konnte, die die „alten“ Medien 

unter Zugzwang setzte. Die Medien-

Berichte der ersten Tage aus Wien waren 

kläglich. Reisserische Schlagzeilen von 

wenigen betrunkenen Studenten, die an-

geblich täglich 10‘000 Euro Schaden an-

richten. Dieses Bild der Proteste war nicht 

lange haltbar. Die Medien konnten nicht 

von 200 Aktivistinnen sprechen, wenn 

jede/r im Livestream ein völlig überfülltes, 

1500 Leuten Platz bietendes Audimax 

sehen konnte. Menschen, die sich über das 

Internet informierten, bekamen ein abwei-

chendes Bild von der Bewegung. In man-

chen Fällen wurden die alten Medien der 

plumpen Lüge überführt. Bei einer so ent-

larvten Berichterstattung steigt das Miss-

trauen gegenüber den alten Medien. Ver-

trauen ist nun aber eine Grundvorausset-

zung des Journalismus. Hier gilt auch das 

alte Sprichwort „Wer einmal lügt, dem 

glaubt man nicht, auch wenn er die Wahr-

heit spricht“. Die alten österreichischen 

Medien mussten nun - aus rein ökonomi-

schen Gründen - eine andere Taktik ge-

genüber der Bewegung fahren. 

 

Netz als Massenphänomen 

Mit dem Web 2.0 eröffnete sich einem 

grösseren Teil der Gesellschaft die Mög-

lichkeit der Kommunikation. Erstens ist 

heute eine Radiosendung aus Brasilien 

und die Tageszeitung aus Neuseeland auf 

der ganzen Welt erreichbar. Zweitens hat 

jeder Mensch mit einem Internet-Zugang 

theoretisch die Möglichkeit, die gleichen 

Dienste anzubieten wie Medienkonzerne. 

Musste früher eine Million investiert wer-

den, um einen lokalen Radio-Sender zu 

eröffnen, geht man heute mit drei Klicks 

global auf Sendung. Live Berichterstat-

tung in Bild, Ton und Text ist heute nicht 

mehr primär den kapitalträchtigen Eliten 

vorbehalten. 

Natürlich ist die ökonomische Macht der 

Medien-Konzerne im Internet nicht wir-

kungslos. Sie ermöglicht es, eine Fulltime-

Redaktion anzustellen und sich durch 

Werbung den KonsumentInnen aufzu-

drängen. Bewegungen können diesen 

Nachteil nur wettmachen, wenn Aktivis-

tInnen die Redaktion, Werbung und Tech-

nik übernehmen. Bei der Unsereuni-

Bewegung hat dies für einen kurzen Mo-

ment funktioniert. Es zeigte sich dabei die 

NEUE LINKE 

Web 2.0 Proteste 

 

Die Protestbewegung an den Universitäten hat die Massenmedien in einem fragwürdigen 

Licht erscheinen lassen. Sie waren langsam, schlecht informiert und liessen sich zu plumpen 

Lügen hinreissen. Schon Minuten nach der Besetzung wurde die Uni Basel bei Google Maps 

als eine der europaweit besetzten Unis gekennzeichnet. Zwei Tage darauf behauptete die 

ăZeitò1 , es w¿rde in der Schweiz nicht zu Protesten kommen. All dies hat ein Schlagwort in 

den Fokus der Linken gerückt: Web 2.0. 
Cedric Schmid 

Mittels Anwendungen wie Facebook und YouTube können geplante Aktionen oder auch 
Berichte über solche weltweit verbreitet werden. 
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grosse Kreativität von Basis-Bewegungen. 

Wenig Erfahrung und mangelndes techni-

sches Equipment konnte durch die Nähe 

zur Bewegung ausgeglichen werden. 

 

Von Text zu Bild 

Mit Web 2.0 hat sich das Internet von rei-

nem Text zu Bildern, Musik, Radio bis zu 

Video gewandelt. Bilder haben eine andere 

Wirkung auf die Betrachter als reiner Text. 

Nichts hatte die Öffentlichkeit im Viet-

namkrieg so schwer erschüttert wie das 

Bild des vietnamesischen Mädchens, wel-

ches vor den Napalmbomben flüchtete. 

Mit sogenannten „Embeded Journalists“ 

wird heute versucht, entsprechende Bilder 

zu verhindern. 

In den Anfangsjahren des Internets waren 

Bilder rar und Videos sind erst seit kurzem 

für die User in grossem Massstab zugäng-

lich und publizierbar. 

 

Internationale Zusammenarbeit 

Gleichzeitig sehen wir eine Entwicklung 

von gegenseitiger Solidarität und internati-

onaler Zusammenarbeit. Heute sendet Ba-

sel eine Nachricht ab, Marburg leitet sie 

weiter, in Wien wird sie übersetzt und ir-

gendwo in Zagreb entsteht daraus ein Arti-

kel in einem Blog. Während der Besetzun-

gen konnte man mit anderen 

Universitäten direkt chaten. Oft 

wurden Video-Konferenzen or-

ganisiert und alle Universitäten 

waren auf dem Laufenden was 

an anderen Orten geschieht. So 

konnte vermittelt werden, dass 

die lokalen Gruppen an den Uni-

versitäten nicht isoliert sind, 

sondern dass dass man gemein-

sam für eine Sache kämpft. Dies 

ist umso erstaunlicher, da doch 

die Gegenseite immer versucht 

hat, die Probleme auf kleine lo-

kale Unstimmigkeiten zu redu-

zieren. 

 

Online Partizipation 

Bisher hatten es alle Medien mit passiven 

KonsumentInnen zu tun. Das Internet ver-

ändert auch dieses Verhältnis. UserInnen 

können aktiv am Geschehen teilnehmen. 

Blogs, Videos und Bilder lassen sich kom-

mentieren und diskutieren. Auf Twitter 

wird die Meinung kundgetan. Auf Wiki 

können Anmerkungen gemacht werden 

und Medienberichte zusammengetragen 

werden. Auf Facebook kann man seine 

Freunde zum Beitritt zu einer politischen 

Gruppe einladen. Durch Antworten und 

Gegendarstellungen entsteht eine rege Dis-

kussion. Hier kann die Bewegung mit der 

Gesellschaft in Kontakt treten. 

Bewegungen brauchen die massive Partizi-

pation von unten, um eine Medien-

Gegenmacht am Laufen zu halten. Web 

2.0 ist kein Selbstlªufer, welcher automa-

tisch zu einer demokratischen Informati-

onsverteilung und zu einer demokratische-

ren Gesellschaft führt. Insbesondere da 

auch rechte Gruppen mit Erfolg auf diese 

Techniken zurückgreifen. Aber Web 2.0 

gibt Bewegungen gewisse Instrumente in 

die Hand, um Medienkonzerne herauszu-

fordern und eine andere Öffentlichkeit zu 

schaffen. Daher werden zukünftige Bewe-

gungen gut daran tun, ihren Kampf auch 

im Internet zu führen. 

 
____________ 

1 www.zeit.de/2009/47/CH-Uni-Zuerich 

2 www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/

themen/16/03/key/ind16.set.160105.html 

Web 2.0 Proteste - NEUE LINKE 

Web 2.0 Instrumente 

Blog: Regelmässiger Beitrag auf einer Homepage. Wird auch elektronisches Ta-

gebuch genannt. Per Software sehr einfach zu erstellen und bedienen. Oft sind 

Blogs themenspezifisch. 

Facebook: Seite, auf der man/frau ein Profil erstellt und mit Bekannten Kontakt 

aufnimmt. Mit der Möglichkeit Gruppen zu politischen, kulturellen und anderen 

Themen zu erstellen. Über diese Gruppen kann diskutiert werden und Freunde 

können eingeladen werden beizutreten. 

Twitter: Seite auf der man/frau kurze Nachrichten (140 Zeichen) veröffentlichen 

kann. So wurden dringende Mitteilungen veröffentlicht oder über das momentane 

Geschehen informiert. 

Livestream: Eine Kamera überträgt Livebilder und Ton ins Internet. Dort können 

potentiell Tausende diesen „Stream“ ansehen. 

«Wenn mich jemand anruft, wird seine Nachricht vom Anrufbeantworter 

als wave-Datei digitalisiert und auf den Server geschickt, wo sie in mp3 

konvertiert in meinem Webblog landet. Dort wird sie als Podcast über ei-

nen Newsfeed angeboten, der von R-Mail in eine Email übersetzt und mir 

dann sagt, dass vor 20 Minuten jemand angerufen hat.» 

«Bisher hatten es alle Medien mit 

passiven KonsumentInnen zu tun. 

Das Internet verändert dieses Ver-

hältnis.» 
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Agenda  

Gemeinsam gegen die Repressions- und  

Ausgrenzungsmaschinerie 

► Wann und Wo: Samstag, 20. März 2010, 14 Uhr, Landesmuseum Zürich 

Breite Demonstration gegen Repression und Ausgrenzung. Organisiert von 

der Autonomen Schule Zürich und dem Bleiberechtskollektiv Zürich. 

 

Menschenrechte unter der Besatzung - Rechtssysteme in 

der Westbank 

► Wann und Wo: Vom 23.-27. März 2010, Sirnach, Basel, Bern und St. 

Gallen. Details unter http://www.palaestina-info.ch/kalender. 

Veranstatlung mit Abdelkarim Sadi, Mitarbeiter der israelischen Menschen-

rechtsorganisation B‘tselem. 

 

Den schmutzigen Krieg in Chiapas stoppen! 

► Wann und Wo: Samstag, 10. April 2010, 14 Uhr: Demo Heiliggeistkirche 

Bern, 20 Uhr Film „Der Aufstand der Würde“, Infoladen Reitschule Bern. 

In letzter Zeit häufen sich in Chiapas die Übergriffe von Militär und Paramili-

tär gegenüber den Zapatistas. 

 

Marx neu entdecken! 

► Wann und Wo: Anmeldung Zürich: info@bfs-zh.ch,                             

Anmeldung Basel: www.bfs-basel.ch 

Auch 2010 findet in Zürich und Basel ein Lesezyklus über marxistische Strö-

mungen statt. 


